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Hans-Ulrich Derlien

Elitezirkulation in Ostdeutschland 1989-1995

Daß es 1989/90 zu einem Elitenwechsel insbeson-
dere in der politischen Elite der DDR kommen
würde, konnte vor dem Hintergrund der Erfahrun-
gen aus der empirischen Revolutionsforschung
nicht verwundern, aber überraschend ist auch
heute noch, wie wenig systematisches Wissen uns
darüber vorliegt. Wie tief die Elitezirkulation griff
und wie breit sie sich vollzog, in welchen Phasen
und über welche Mechanismen sie ablief, welche
Unterschiede zwischen einzelnen Sektoren und 
Funktionseliten in dieser Hinsicht bestehen, wo
die alte Herrschaftselite verblieben ist und welche
Eigenschaften die neuen Funktionseliten auszeich-
nen, wurde für eine Reihe der dem früheren
Sowjetblock angehörenden Staaten, die sich in
nachrevolutionärer Transition zu Demokratie und
Marktwirtschaft befinden, untersucht1. Angesichts
der den Sonderfall DDR ausmachenden Wieder-
vereinigung schließt sich zudem die Frage nach der
ostdeutschen Repräsentation in den Institutionen
der erweiterten Bundesrepublik an die Ausgangs-
frage nach Erneuerung oder Kontinuität der
DDR-Eliten an: Zu „alt - neu“ tritt „Ost - West“
als zweite Dimension der Elitezirkulation.

1 Vgl. Ivan Szelenyi/Szonja Szelenyi, Circulation or repro-
duction of elites during the postcommunist transformation
of Eastern Europe, in: Theory and Society, 24 (1995),
S. 615-638; Attila Ägh, Die neuen politischen Eliten in Mit-
telosteuropa, in: Hellmut Wollmann u.a. (Hrsg.), Trans-
formation sozialistischer Gesellschaften: am Ende des An-
fangs, Leviathan Sonderheft 15, Opladen 1995, S. 422-436.
Der Begriff der Transition bezieht sich auf die Phase zwischen
Systemzusammenbruch und Stabilisierung des neuen Sy-
stems. Von Transformation ist die Rede, wenn Aspekte der
Transition geplant und gesteuert werden.
2 Er basiert auf dem gekürzten, teilweise aktualisierten Text
von Hans-Ulrich Derlien, Elitezirkulation zwischen Implo-
sion und Integration. Abgang, Rekrutierung und Zusam-
mensetzung ostdeutscher Funktionseliten 1989-1994, in:
Hellmut Wollmann/Hans-Ulrich Derlien/Klaus König/Wolf-
gang Renzsch/Wolfgang Seibel, Transformation der politisch-
administrativen Strukturen in Ostdeutschland, Opladen 1997,
S. 329-415.

3 Siehe zur Anwendung seiner inzwischen klassischen
Theorie auf den Fall der DDR Albert O. Hirschman.
Abwanderung, Widerspruch und das Schicksal der Deutschen
Demokratischen Republik, in: Leviathan, 20 (1992), S. 330-
358. Hirschman hatte als Möglichkeiten der Reaktion von
Mitgliedern jeglicher Systeme drei basale Mechanismen her-
ausgearbeitet: Austritt, Widerspruch und geduldige Loyalität.
4 Vgl. Gert-Joachim Glaeßner, Der schwierige Weg zur
Demokratie. Vom Ende der DDR zur Deutschen Einheit,
Opladen 1991. S. 69; vgl. auch Siegfried Suckut/Dietrich
Staritz, Alte Heimat oder neue Linke? Das SED-Erbe und
die PDS-Erben, in: Oscar Niedermayer/Richard Stöss
(Hrsg.), Parteiensystem und Wählerverhalten in der ehe-
maligen DDR und den neuen Bundesländern, Opladen 1994,
S. 169-191.
5 In Deutschland stößt der Begriff der Säuberung gelegent-
lich auf Abwehr; wir verfügen aber für die außergewöhn-
lichen Prozesse der Personalfluktuation, die Regimewechsel

Dieser Beitrag2 wird deutlich werden lassen, wie
stark Zirkulation und Elitekontinuität von Verän-
derungen des institutioneilen Positionsfeldes und
von der Differenzierung eines privaten Sektors
vom öffentlich-rechtlichen im Zuge der Transfor-
mation zur Marktwirtschaft abhängen. Es kann 
nicht überraschen, daß Regimewechsel nicht alle
Funktionseliten gleichmäßig erfassen, aber es wird

sichtbar werden, daß alle Funktionsbereiche tan-
giert sind, wenn ein totalitäres, über Jahrzehnte im
wesentlichen von einer Partei kontrolliertes Sy-
stem zu Demokratie und Kapitalismus übergeht.
Zudem wird herausgearbeitet, daß die nahezu
totale Elitezirkulation in Ostdeutschland nur unter
den Bedingungen der Wiedervereinigung möglich
war, wo es ein hinreichend großes Elitenreservoir
gab, um ein Elitenvakuum als Folge tiefgreifender
politischer Säuberung zu vermeiden.

I. Elitezirkulation zwischen
Implosion und Transition

Die De-Legitimierung politischer Herrschaft in
der DDR vollzog sich mit „voice und exit“3 und 
löste zunächst einen von Oktober 1989 bis Januar
1990 reichenden parteieninternen Austausch der
Führungsgruppen in mehreren Schüben aus. Auch
hierbei nahm die SED eine führende Rolle ein -
die Blockparteien folgten. Dieser Abgang der
„Honecker-Elite“ ist mit der Rekrutierung der
Transitionseliten zu kontrastieren.

1. Ausscheiden der Honecker-Elite

Was als „Palastrevolution“4 im Oktober 1989
begonnen hatte, führte im November zum Rück-
tritt von Politbüro und Zentralkomitee der SED.
Mit leichter Verzögerung vollzog sich die politi-
sche Säuberung5 im Dezember auch auf Bezirks-
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Tabelle 1: Ausscheiden der Honecker-Elite nach Zeitpunkt und Elitesektor



14. November abgelöst worden ist8 . Der Rücktritt
des Staatsratsvorsitzenden Egon Krenz am
6. Dezember brachte die parteiinterne „Palastre-
volution“ vom Oktober zum Abschluß; Krenz war
damit nach nur 50 Tagen wieder aus Parteiamt und
Exekutivfunktionen gedrängt, Honecker - noch
mit Dank am 18. Oktober im ZK und am
24. Oktober in der Volkskammer von Volkskam-
merpräsident Horst Sindermann verabschiedet -
war am 3. Dezember 1989 aus der Partei ausge-
schlossen, sozusagen exkommuniziert worden9 .

8 Datenbasis: Deutschland Archiv der Monate Oktober bis
Dezember 1989; Tabelle 1 ordnet diese Fälle dem ZK-Rück-
tritt im Dezember zu.
9 Krenz und 10 weitere Mitglieder wurden am 21. 1. 1990
aus der Partei ausgeschlossen. Schon am 3. 12.1989 waren aus
der SED ausgeschlossen worden: Erich Mielke, Günter Mit-
tag, Werner Krolikowski, Horst Sindermann, Willy Stoph,
Alexander Schalck-Golodkowski, Hans Albrecht, Gerhard
Müller, Dieter Müller, Herbert Ziegenhahn und Harry Tisch. 
Anschließend wurden gegen die meisten sowie gegen Gün-
ther Kleiber und Hermann Axen Ermittlungsverfahren ein-
geleitet.
10 Herbert Kroker hatte nach Differenzen mit Günter Mit-
tag 1983 einen Karriereknick erfahren müssen und war vom
Generaldirektor des Kombinats Umformtechnik in Erfurt
zum Direktor eines Kleinbetriebes für Feuerlöschgeräte in
Apolda degradiert worden.
11 Klaus Höpcke war seit 1973 stellvertretender Kultur-
minister gewesen und hatte ein Disziplinarverfahren wegen
einer umstrittenen Druckerlaubnis und im März 1989 eine
Maßregelung wegen Zustimmung zur PEN-Resolution für
die Freilassung Vaclav Havels hinnehmen müssen. Seit Ok-
tober 1990 ist er Landtagsmitglied in Thüringen.

12 Diese Verjüngung springt ins Auge, bedenkt man die
Geburtsjahrgänge der noch zwei Monate zuvor amtierenden
Partei- und Staatsführung: Mielke (1907), Honecker und Ha-
ger (Parteiideologe) (1912), Stoph (1914), Sindermann (1915)
- gemessen daran war Krenz ein junger Mann (1937).
13 Lothar de Maiziere war seit 1987 Mitglied der Arbeits-
gruppe Kirchenfragen beim Hauptvorstand der CDU und
Vizepräsident des Bundes der evangelischen Kirchen ge-
wesen.

Das sich in der gesteigerten Sitzungshäufigkeit
ausdrückende parteiinterne Krisenmanagement
hatte versagt. Exit und voice, Massenaufbruch
durch den nun offenen eisernen Vorhang und Mas-
sendemonstrationen, aber auch die im November
aufgekommenen Korruptionsverdächtigungen ge-
gen die Parteiführung und steigender Mitglieder-
verlust der SED hatten zur Delegitimierung und 
letztlich zum Verlust des Primats der Politik ge-
führt. Loyalty, die dritte Hirschmannsche Option,
war die Basis, auf der sich das am 3. Dezember
1989 mit Rücktritt von ZK und Politbüro entstan-
dene parteiinterne Elitevakuum füllen sollte. Zur
Vorbereitung des am 3. Dezember nochmals (auf
den 8./9. Dezember) vorverlegten Sonderparteita-
ges der SED konstituierte sich ein Arbeitsaus-
schuß um den gerade erst gewählten 1. Sekretär
der SED-Bezirksleitung von Erfurt, Herbert Kro-
ker (Jg. 1929)10; neben Hans Modrow (Jg. 1928),
Markus Wolf (Jg. 1923) und Klaus Höpcke (Jg.
1933)11 gehörten dem Ausschuß wesentlich jün-
gere und zum Teil noch wenig exponierte Mitglie-
der an wie der Dresdener Oberbürgermeister
Wolfgang Berghofer (Jg. 1943), Lothar Bisky (Jg.
1941, seit 1986 Rektor der Hochschule für Film

und Fernsehen in Babelsberg) und Gregor Gysi
(Jg. 1948, seit 1988 Vorsitzender des Kollegiums
der Rechtsanwälte Berlin). Diese Verjüngung12

setzte sich im am 8. Dezember gewählten Partei-
präsidium unter Gysi, dem nunmehr 6. Vorsitzen-
den der SED, fort.

In den anderen Parteien vollzog sich eine ähnliche,
das bisherige Blocksystem unter Führung der SED
und den internen demokratischen Zentralismus
aufgebende strukturelle und personelle Erneue-
rung. Nach dem Rücktritt des CDU-Vorsitzenden
Gerald Götting am 2. November wurde am
10. November der bislang nicht exponierte Lothar
de Maiziere gewählt13, und bei den Nationaldemo-
kraten löste am 7. November Günter Hartmann
(bisher stellvertretener Vorsitzender) Heinrich
Homann im Parteivorsitz ab (Parteiausschluß am
9. Dezember 1989). Bei den Liberaldemokiaten
und in der Bauernpartei hingegen blieben die bis-
herigen Vorsitzenden nicht nur im Amt, sondern
rückten sogar in die von der SED hinterlassenen
Vakanzen in den höchsten Staatsämtern auf: Man-
fred Gerlach (LDP) zum Staatsratsvorsitzenden
(6. Dezember bis zur Auflösung dieses Organs
im März 1990) und Günter Maleuda (DBD)
am 13. November zum Volkskammerpräsidenten.
Nachdem Horst Sindermann am 8. November aus
dem Politbüro ausgeschieden war, war sein Rück-
tritt als Volkskammerpräsident zwangsläufig. Mit
ihm traten die Fraktionsvorsitzenden Erich Mük-
kenberger (SED), Wolfgang Heyl (CDU), Erwin
Binder (DBD) und Werner Heilemann (FDGB)
zurück. Auf breiter Front begann ein Prozeß des
Nachrückens von Nachfolgekandidaten in die
Volkskammer.

Ebenfalls bereits im November vollzog sich ein
quantitativ revolutionäres Ausscheiden der
Honecker-Elite unter den Exekutivpolitikern.
Nachdem die Regierung Stoph am 8. November
nach dem Revirement im Politbüro zurückgetre-
ten war, verloren im Dezember auch 81 Prozent
aller Exekutivpolitiker ihre Positionen, darunter
auch Margot Honecker und Erich Mielke. Betrof-
fen von dieser Säuberung waren auch fast alle
Staatssekretäre (38 Personen).

5 Aus Politik und Zeitgeschichte B5/98



Ab Januar 1990 war infolge der Kritik des Zentra-
len Runden Tisches die Regierung Modrow selbst
von der Säuberung betroffen. Neben die parteiin-
terne politische Säuberung, die sich zunehmend
auch auf den Korruptionsverdacht bezogen hatte,
trat damit eine öffentliche, zum Teil juristische Säu-
berung, deren Ziel vor allem Personen in der Exe-
kutive waren. Am 12. Januar 1990 beschloß die
Volkskammer ferner, gegen den stellvertretenden
Generalstaatsanwalt Harry Harland und gegen
den Präsidenten des Obersten Gerichtes der
DDR, Günter Sarge, Disziplinarverfahren einzu-
leiten, nachdem die beiden in ihren Berichten vor
der Volkskammer über die Staatsverbrechen bis
1972 unwillig und unfähig berichtet hatten.

2. Amterkumulation im Anden regime

Der Primat der SED und damit zusammenhän-
gende Ämterkumulationen hatten zur Folge, daß
Positionsverluste in den zentralen Parteigremien
Amtsverluste auch in Regierung, Volkskammer,
Verwaltung und sonstigem Staatsapparat: Medien-,
Bildungs- oder Gewerkschaftssektor nach sich
zogen. 19 Prozent aller Elitenmitglieder (150) hat-
ten neben ihrem Hauptamt mindestens eine wei-
tere Eliteposition eingenommen. Die stärksten
Verflechtungen gingen naturgemäß vom Zentral-
apparat der SED (32 Prozent der Personen) und
vom Feld der Exekutivpolitiker (27 Prozent) aus.
Der SED-Zentralapparat war natürlich auch mit
den Massenorganisationen (9) und den Bereichen
der Wirtschaft, der Bildung und der Medien über
Ämterkumulation verbunden. Umgekehrt bestan-
den intersektorale Verflechtungen weitaus am
meisten mit dem SED-Zentralapparat (88) und
hierbei vor allem von Seiten der Exekutivpolitiker
(53): Diese hatten sich im ZK und im Politbüro
gesammelt. Allerdings gab es relativ wenige 
Kumulationen in der Exekutive (13), etwa zwi-
schen Funktionen im Ministerrat, im Nationalen
Verteidigungsrat oder im Staatsrat; aber diese 13
Personen stellten die Creme de la creme der DDR
dar. Erich Honecker, Erich Mielke (Staatssicher-
heit) und Werner Krolikowski (Wirtschaftsfragen)
kombinierten auf diese Weise jeweils fünf Elitepo-
sitionen: im Politbüro und im ZK der SED. im
Staatsrat, im Nationalen Verteidigungsrat sowie
im Ministerrat; außerdem hatten sie ein Volks-
kammermandat. Weitere sechs Personen brachten
es zu je vier Ämtern, darunter Verteidigungsmini-
ster General Heinz Keßler (Ministerrat, Nationa-
ler Verteidigungsrat, Politbüro und ZK der SED,
ferner: Volkskammer-Mandat).
Diese Zentralität der SED-Elite kontrastiert auf-
fallend mit der Bedeutungslosigkeit der Elite der

Aus Politik und Zeitgeschichte B 5/98

Blockparteien, deren Spitzenfunktionäre mit Exe-
kutivämtern vor allem im Staatsrat (4) bedient
wurden. Der Verlust von SED-internen Eliteposi-
tionen mußte deshalb zwischen November 1989
und Anfang Januar 1990 auch auf andere Elitesek-
toren übergreifen und erfaßte nicht zuletzt die
Spitze der von der SED kontrollierten Kultur- und
Massenorganisationen. Mit der Reduktion des
zentralen SED-Apparats, vor allem aber mit des-
sen Verlust des politischen Primats am 1. Dezem-
ber sowie mit der Schrumpfung der Exekutive auf
den Ministerrat entfielen zudem zahlreiche Posi-
tionen, und schon deshalb mußten deren haupt-
amtliche Inhaber aus der Elite verschwinden.

3. Systemkonforme und systemkritische
Gegenelite

In die nach der institutionellen Verödung verblei-
benden, durch Abwahl, Absetzung und Rücktritt
freigewordenen Positionen strömte zunächst eine
systemkonforme Gegenelite, als deren Exponenten
Modrow, de Maiziere und Gysi gelten können.
War Egon Krenz noch als Exponent der alten
SED-Herrschaft anzusehen, so stellten Hans
Modrow und Gregor Gysi (8. Dezember 1989
SED-Vorsitzender) Protagonisten der systemkon-
formen Gegenelite innerhalb der SED während
der Übergangsphase zwischen Erich Honeckers
Rücktritt und der Volkskammerwahl am 18. März
1990 dar. Ebenso kann Lothar de Maiziere, Nach-
folger Göttings im CDU-Parteivorsitz seit dem
10. November, als Beispiel dieser personellen
Erneuerung der im „Block der antifaschistisch-
demokratischen Parteien“ zusammengeschlosse-
nen bestehenden Parteien gelten. Symptomatisch
ist auch die Nachfolge im Volkskammer-Vorsitz.
Auf Horst Sindermann (SED) folgte Günther
Maleuda (Bauernpartei), der neben Manfred Ger-
lach (LDPD) und Gerald Götting (CDU) langjäh-
rig im Staatsrat tätig gewesen war, bevor in der
letzten Volkskammer Sabine Bergmann-Pohl14 aus
der nun auch in der Regierungsverantwortung zur
SED-PDS auf Distanz gegangenen CDU in das
Amt gelangte. Wesentliche Akteure der ersten
Transitionsperiode zwischen November ’89 und 
Januar '90 waren also vom alten Regime geprägt
und entstammten dessen, wenngleich selbst in
Wandlung begriffenen, Parteien. Ihnen ging es wie
der Bürgerbewegung bekanntlich zunächst um
eine Systemtransformation, vor allem um die
Ausschaltung des Staatssicherheitsapparats, unter
Aufrechterhaltung einer DDR-Staatlichkeit und

14 Jahrgang 1946; Lungenfachärztin; seit 1981 Mitglied der
CDU
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-Identität, bevor am 30. Januar 1990 die Wieder-
vereinigung von Gorbatschow als Thema zugelas-
sen wurde.
Die systemkritische Gegenelite hatte sich zwar in
der Bürgerrechtsbewegung und mit der SDP
(Sozialdemokratische Partei, später SPD) kristalli-
sieren, sich aber erst unter einigermaßen liberali-
sierten Verhältnissen seit September, meist erst
nach der „Wende“ vom Oktober 1989 etablieren
können. Die Herrschaft der SED implodierte aber
nicht etwa deshalb, weil revolutionäre Führungs-
figuren der Basisbewegung sowie der sonstigen
neuen Parteien die SED-Herrschaft gestürzt oder
ihre Exponenten abgesetzt hätten - wie hätten sie
das gewaltlos machen sollen? Sie hatten zwar zum
Teil am zur Implosion führenden Entzug von Mas-
senloyalität (oder Massenangst) mitgewirkt, aber
die Honecker-Elite trat vor allem aufgrund inner-
parteilichen Drucks ab15. Nach Öffnung des politi-
schen Systems für die neuen Organisationen
strömten Ende 1989 aus den Basisgruppen vor-
nehmlich, aber nicht ausschließlich Personen, die
sich in einer „politischen Nische“ wie vor allem in
den Kirchen16 hatten aufbauen können, in das
Ersatz.- oder Parallel-Parlament des Zentralen
Runden Tisches. Diese Personen erklären einen
Teil der Neurekrutierungen während der Zeit der
beiden Regierungen Modrow.

15 Trifft man die Unterscheidung von systemkonformer und
systemkritischer Gegenelite nicht, wird man der historischen
Entwicklung nicht gerecht, weil sich die Unterschiede zwi-
schen Personen wie z. B. Gregor Gysi und Arnold Vaatz ver-
wischen, obwohl beide zur Gegenelite zu rechnen sind; daher
problematisch Christian Welzel, Rekrutierung und Sozialisa-
tion der ostdeutschen Elite - Aufstieg einer Gegenelite?, in:
Wilhelm Bürklin/Hilke Rebenstorf u.a., Eliten in Deutsch-
land. Rekrutierung und Integration, Opladen 1997, S. 234 f.
16 So die Pfarrer oder Theologen Erich Neubert, Wolfgang
Ullmann, Hans-Wilhelm Ebeling, Rainer Eppelmann, R.-D.
Günther und E. Lange, Richard Schröder, Markus Meckel
und Wolfgang Thierse, Monsignore Grande, General-
superintendent Günter Krusche, Konsistorialpräsident Man-
fred Stolpe, Oberkirchenrat Martin Kirchner sowie die Bi-
schöfe Gottfried Forck und Werner Leich. Einige waren
Protagonisten des Widerstandes, andere als Vermittler am
Runden Tisch tätig. Auch der spätere Bundesbeauftragte für
die Verwaltung der Stasi-Unterlagen, Joachim Gauck, ist
Pfarrer und war Mitbegründer des Rostocker Neuen Forums.
Siehe zu diesen Akteuren Uwe Thaysen, Der Runde Tisch. 
Oder: Wer war das Volk?, in: Zeitschrift für Parlaments-
fragen, 21 (1990), S. 71-100 und 257-308.

17 Vgl. Eric Hanley/Natasha Yershova/Richard Anderson,
Russia - Old wine in a new bottle? The circulation and re-
production of Russian elites, 1983-1993, in: Theory and So-
ciety, 24 (1995), S. 639-668.

4. Transitionseliten
Die Volkskammerwahl vom März 1990 schloß
nicht nur den Austausch der Honecker-Elite in
allen Sektoren ab oder leitete die Entlassung der
Kombinatsdirektoren ein, sie bedeutete auch in
den meisten Fällen das Ende der unter Modrow

begonnenen Karrieren in der Exekutive. Noch-
mals traten im März/April 1990 28 Exekutivpoliti-
ker ab, die schon unter Honecker zur DDR-Elite
gezählt hatten, und die Volkskammerführung
(Präsidium und Fraktionsführung) verließen wei-
tere neun Personen der Altelite. Im Gegensatz zur
massiven Zirkulation zwischen November und
Januar, die zunächst parteiintern, dann von der
systemkritischen Gegenelite induziert worden war,
handelt es sich jetzt um die Konsequenzen der
ersten freien Volkskammerwahl-. Man wurde nicht
wieder in die Volkskammerspitze gewählt oder
nicht wieder zum Minister in der neuen, parlamen-
tarischen Regierung ernannt.

Innerhalb von sieben Monaten war die Altelite des
Honecker-Regimes damit überwiegend ersatzlos
aus dem öffentlichen Leben verschwunden, und
die Modrowsche „Herrschaft der Stellvertreter“,
wie sie beispielsweise für Rußland typisch wurde17,
war bestenfalls in die parlamentarische Opposition
gedrängt; allerdings hatte sich auch die Volkskam-
mer personell total erneuert. Der Wahlmechanis-
mus brachte zum Abschluß, was als parteiinterne
Elitesukzession begonnen und sich über die Koop-
tation der Gegenelite fortgesetzt hatte.

Außerhalb der Partei-, Parlaments- und Exekutiv-
eliten, also beim Militär, in der Wirtschaft, in
Justiz und Verwaltung, aber auch innerhalb des
sich fragmentierenden Verbändesystems, setzte die
Elitezirkulation erst mit einer deutlichen zeitli-
chen Verzögerung ein. Zwar fanden sich auch hier
nach der Märzwahl kaum noch Exponenten der
Altelite in Amt und Würden, aber die „deputies“
traten meist erst ab, wenn ihr Positionsfeld im
Zuge von Dezentralisierung und Privatisierung
zusammenbrach. Das gilt für die Akademien
ebenso wie für die Zentralverwaltungswirtschaft
und die Massenorganisationen. Denn mit dem
zunehmend auf die Bundesrepublik ausgerichteten
institutionellen Umbau der DDR vollzog sich auch
hier eine dramatische Schrumpfung des Feldes der
Elitepositionen. Dem massenhaften Ausscheiden
von Positionsinhabern stand daher nur in gerin-
gem Umfang eine Rekrutierung von Personen
gegenüber, die bisher nicht zu einer der Eliten
gehört hatten. Diese Asymmetrie reflektiert zum
einen die Auflösung von Institutionen und damit
Positionsfeldern, so daß das von der politischen
Säuberung verursachte Elitevakuum relativ klein
blieb. Zum anderen wird daraus ersichtlich, daß
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Tabelle 2: Karrieremuster auf Hauptposition nach Transitionseliten
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Positionen Phase Honecker
Personen mit Hauptposition im Feld...

250
246

16
14

- 138
77

4
*

- 28
12

47
44

15
14

33
32

14
14

545
453

Positionswechsel nach Phase Honecker
davon: Sektorenwechsel
davon: Ausscheiden aus Elite

204
4

200

4
1
3

- 76
6

70

- - 5
2
3

41
2

39

7

7

9
2
7

1

1

347
17

330

Positionen Phase Modrow 1
Personen mit Hauptposition im Feld...

60
58

17
15

12
10

6
4

12
7

8
7

21
14

10
9

7
7

33
33

13
13

199
177

Karrierefortsetzer 42 10 1 7 3 7 23 13 106 = 60%

Neuzugänge
davon: erstmalig in Eliteposition
davon: Sektorenwechsler

16
10

6

5
4
1

10
10

3
2
1

7
6
1

7
7

7
3
4

6
3
3

- 10
9

. 1

- 71 = 40%
54
17

Positionswechsel nach Modrow 1
davon: Sektorenwechsel
davon: Ausscheiden aus Elite

13
. 1

12

1

1

8
8

1

1

3
2
1

- 3

3

1

1

- - - 30
11
19

Positionen Phase Modrow II
Personen mit Hauptposition im Feld...

56
54

15
15

12
3

5
3

15
11

12
11

18
11

11
8

7
7

33
33

13
13

197
169

Karrierefortsetzer
davon: Karrierefortsetzer aus Phase Honecker
davon: Karrierefortsetzer aus Phase Modrow 1

45
38

7

14
10

4

2

2

3
1
2

4

4

7

7

11
7
4

8
3
5

7
7

33
24
9

13
13

147 = 87%
103
44

Neuzugänge
davon: erstmalig in Elitepositionen
davon: Sektorenwechsler

9
2
7

1

1

1

1

- 7
6
1

4
3
1

- - - - - 22=13%
11
11

Positionswechsel nach Modrow II
davon: Sektorenwechsel
davon: Ausscheiden aus Elite

50
9

41

13
3

10

3
2
1

1

1

3
2
1

9
6
3

1

1

5
1
4

7

7

17

17

1

1

110
23
87

Positionen Phase de Maiziere
Personen mit Hauptposition im Feld...

40
40

10
9

- 4
3

13
9

7
3

15
15

53
51

14
14

16
16

12
12

184
172

Karrierefortsetzer
davon: Karrierefortsetzer aus Phase Honecker
davon: Karrierefortsetzer aus Phase Modrow 1
davon: Karrierefortsetzer aus Phase Modrow II

4

2
2

2
2

2
1
1

8

2
6

2

1
1

10
8
2

3
3

- 16
13

3

12
12

59 = 34%
39
11
9

Neuzugänge
davon: erstmalig in Eliteposition
davon: Sektorenwechlser

36
30

6

7
3
4

1

1
1
1

1
1

5
2
3

48
40

8

14
13

1

- - 113 = 66%
90
23

* in Phase Honecker keine Hauptposition zuzuordnen.

jeweils von Periode zu Periode Teile der Altelite
oder der folgenden Transitionseliten noch unter
der nächsten Regierung amtierten und erst mit
einem time lag ausschieden. Die 71 in der Periode
Modrow l (November 1989 - Februar 1990) in die
Elite der DDR rekrutierten Personen (40 Prozent
der Positionsinhaber im geschrumpften Feld18)
gelangten in fast alle staatlichen Bereiche (Ta-
belle 2), ohne dort allerdings die Mehrheit zu stel-
len, und natürlich in die Positionen der neu

18 Der folgende Passus beruht auf einer von 793 Personen
der Honecker-Elite (Tabelle 1) auf 453 Personen eingegrenz-
ten Grundgesamtheit ohne Kombinatsdirektoren und Militär;
vgl. H.-U Derlien (Anm. 2), 335 f.

gegründeten Parteien und des Runden Tisches
(zusammen 17). Während der Regierung Modrow
II (Februar 1990 - März 1990) lag die Karrierekon-
tinuität naturgemäß mit 87 Prozent noch höher als
im Übergang vom Honecker-Regime zu Modrow
I; aber auch jetzt, stammten immer noch 61 Pro-
zent aus der Honecker-Garde (103 der 169 Perso-
nen). Das liegt nicht nur daran, daß mit der Bil-
dung des zweiten Kabinetts Modrow nur neun
neue Personen (zwei gänzlich neu, sieben vom
Zentralen Runden Tisch) ins Kabinett und 13 auf
sonstige politische Elitepositionen gelangten; die
hohe Kontinuität erklärt sich daraus, daß alle
anderen Sektoren unberührt blieben.
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Welche Zäsur die Volkskammerwahl vom 18. März 
und die Bildung der Regierung de Maiziere bedeu-
teten, wird nochmals daraus ersichtlich, daß nun
66 Prozent der 172 Personen umfassenden DDR-
Elite Neulinge waren; Karrierekontinuität findet
sich vor allem noch bei den Kirchen, den Bildungs-
einrichtungen, Verbänden und Parteien. Exekutiv-
politiker (36), Staatssekretärsebene (48) sowie die
Eliten auf Bezirksebene (14) erneuerten sich hin-
gegen nahezu vollständig; nur 8 Staatssekretäre
(StS) aus der Honecker-Elite blieben weiter im
Amt. Auch in die Parlamentselite, das Volkskam-
merpräsidium und die Fraktionsführungen, traten
nur drei Neulinge ein; denn die Führung des
systemkritischen Wahlbündnisses hatte schon
unter Modrow Elitepositionen eingenommen.

5. Positionen im November 1990

In welchem Umfang ist es der DDR-Elite gelun-
gen, ihre Karrieren im vereinten Deutschland fort-
zusetzen? Inwieweit sind ihre Mitglieder Opfer
von Regimewechsel und Beitritt geworden, mit
dem alle wesentlichen Zentralpositionen der DDR
ersatzlos aufgelöst worden sind?

Es ist Ausdruck der unblutigen Revolution in der
DDR, daß sich 134 Personen (22 Prozent von 608),
die bis auf zwei Akteure der Modrow-I-Elite alle
dem Honecker-Regime zuzurechnen sind, im
November 1990 nachweislich im Altersruhestand
befanden. Schon Ende 1989 hatte eine Reihe von
Funktionären fortgeschrittenen Alters, aus wel-
chen Gründen auch immer, von der Möglichkeit
Gebrauch gemacht, sich vorzeitig mit 57 Jahren
pensionieren zu lassen. 22 Elitemitglieder waren
bis 1995 verstorben, darunter bekanntlich Erich
Honecker und die Politbüromitglieder Günter
Mittag, Joachim Herrmann, Hermann Axen, Horst
Sindermann und Werner Jarowinski. Nicht zuletzt
hierin schlägt sich der Abtritt der in der Altelite
stark vertretenen vor 1930 geborenen Altengrup-
pen nieder.

Für eine Reihe von Elitemitgliedern belegen die
biographischen Angaben förmliche negative Sank-
tionen der einen oder anderen Art, welche sich im
Laufe der Zeit durchaus kumulieren konnten. Seit
November 1989 wurden mit Parteiausschluß 32
Personen bestraft, darunter 30 SED-Mitglieder (24
Mitglieder des Politbüros) sowie die Vorsitzenden
der CDU (Götting) und der NDPD (Homann).
Bei 27 Elitemitgliedern, allesamt den Exekutivpo-
litikern zuzurechnen, wurden Strafverfahren einge-
leitet, in 17 Fällen noch zur Zeit der DDR. Sehr
oft endeten die Verfahren bekanntlich jedoch

wegen Verhandlungs- oder Haftunfähigkeit, denn
die Altelite der DDR war ja überaltert.

Aufgrund des hohen Durchschnittsalters der exe-
kutiven und der Parteieliten der DDR und der
Möglichkeit der Frühverrentung ist Arbeitslosig-
keit kein Kollektivschicksal dieses Personenkreises
geworden19. Als leitende Angestellte oder Freibe-
rufler wurden 12 Elitemitglieder tätig. Die Nieder-
lassung vor allem in Berlin von aus dem Staats-
dienst ausgeschiedenen oder politisch belasteten
DDR-Juristen sollte 1991 die Justizpolitiker der
Bundesrepublik beschäftigen.

19 Dies zeigt auch die Lebenslauf-Untersuchung des Max-
Planck-Instituts für Bildungsforschung Berlin allgemein noch
für die Generation 1929-1931; vgl. Johannes Huinink/Martin
Diewald/Jutta Heckhausen, Wendeschicksale nach 1989 und
ihr Zusammenhang mit Kontrollstrategien und Selbstwert-
gefühl, in: Martin Diewald/Karl Ulrich Mayer (Hrsg.), Zwi-
schenbilanz der Vereinigung. Strukturwandel und Mobilität
im Transformationsprozeß, Opladen 1996, S. 258.

Mitglieder des Runden Tisches hatten sich zum Teil
in den politischen und administrativen Eliten der
DDR während der Transition etablieren und diese
Positionen auch nach Oktober 1990 bewahren
können, sind aber oft einfache Abgeordnete
geblieben. Parlamentsmandate auf europäischer
(Walter Romberg), Bundes- (14) oder Landes-
ebene (18) nahmen 33 Elitemitglieder wahr, dar-
unter 3 Personen aus der Ära Honecker (der stell-
vertretende Kulturminister Klaus Höpcke im
Thüringer Landtag; Hans Modrow sowie dessen
Kulturminister Dietmar Keller im Bundestag). 13
Mandatsträger sind der systemkritischen Opposi-
tion zuzurechnen und zogen überwiegend in den 
Bundestag (9) ein. In der Exekutive des Bundes
oder der neuen Länder setzten 13 Elitemitgliedcr
zumindest zwischenzeitlich ihre Karriere fort, dar-
unter als Bundesminister kurzzeitig Lothar de
Maiziere und Günther Krause; als Ministerpräsi-
denten, Landesminister oder (parlamentarische)
Staatssekretäre auf Landesebene 7 Personen, zum
Beispiel in unmittelbarer Nachposition als Mini-
sterpräsident Manfred Stolpe, als Minister Regine 
Hildebrandt, Matthias Platzeck in Brandenburg
und Wissenschaftsminister Hans-Joachim Meyer in
Sachsen.
Insgesamt bietet sich das Bild auch eines personel-
len Unterganges der DDR, wenn man die Elite der
Jahre 1989/90 betrachtet. Zugleich ist damit
gesagt, daß die personelle Repräsentation der
neuen Länder in Parlamenten, Regierungen und
Spitzenpositionen der Verwaltung überwiegend
von anderen Akteuren als denen der Transitions-
elite wahrgenommen wird. Dabei muß es sich
nicht unbedingt um Personen handeln, deren
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Lebenslauf nicht tief in der DDR verwurzelt ist; es
ist damit lediglich gesagt, daß sie nicht exponiert
genug waren (wie die einfachen Mitglieder der
personell erneuerten 10. Volkskammer), um zur
Elite der DDR gerechnet werden zu können.

II. Zirkulation in ausgewählten
Funktionseliten nach 1990

Zu fragen ist nun, wie das Elitevakuum in einzel-
nen ostdeutschen Funktionsbereichen unter den
Bedingungen der Bundesrepublik gefüllt wurde
und in welchem Umfang Ostdeutsche in zentrale
Institutionen der Bundesrepublik rekrutiert wur-
den. Im Vordergrund der Betrachtung steht also
der Zustrom in die Elitepositionen des tradierten
oder transferierten bundesrepublikanischen Insti-
tutionenbestandes. Die Frage der Erneuerung der
Eliten im voranstehenden Abschnitt wird folglich
vom Repräsentationsaspekt überlagert. Dabei las-
sen sich systematische Unterschiede zwischen ein-
zelnen Funktionseliten beobachten.

1. Karrierekontinuität und Neurekrutierung
der politischen Elite

Die Landtags- und die Bundestagswahlen von 1990
(und nochmals die Wahlen von 1994) stabilisierten
personalpolitisch das bis dahin erreichte Ausmaß
der Elitezirkulation. Nur vereinzelt tauchten 1990,
wie gesagt, und 1994 (Günther Maleuda und Chri-
sta Luft im Bundestag) Mitglieder der Altelite
oder der Transitionselite in den Parlamenten auf,
und zwar oft in der Opposition als Repräsentanten
der PDS. Selbst innerhalb der CDU wurden die
aus der parteiinternen Elitesukzession hervorge-
gangenen Mitglieder der Transitionselite zuneh-
mend und vor allem auf Bundesebene marginali-
siert. Zwischen der Wahl von Abgeordneten und
der Ernennung von Exekutivpölitikern in Bundes-
und Landesregierungen gibt es dabei markante
Unterschiede.

Parlamentarier: Nur 40 Prozent der letzten 400
Volkskammerabgeordneten gelangten mit den 
Wahlen von 1990 in die Landtage (86) oder in den 
Bundestag (72). Umgekehrt setzten von den insge-
samt 148 Bundestagsabgeordneten aus den neuen
Ländern20 49 Prozent ihre Abgeordnetenkarriere
aus der letzten Volkskammer fort, aber ebenso
interessant ist, daß jedes zweite Volkskammermit-

20 148 Abgeordnete auf 139 Mandaten, also Ausgeschie-
dene und Nachrücker mitgerechnet.

21 Vgl. Peter Schindler, Datenhandbuch zur Geschichte des
Deutschen Bundestages 1949-1982, Baden-Baden 1983,
S. 112 ff.; ders., Datenhandbuch zur Geschichte des Deut-
schen Bundestages 1983-1991, Baden-Baden 1994, S. 173,
242 ff.
22 Vgl. ders., Parlamentsstatistik Bundestag 1994, in: Zeit-
schrift für Parlamentsfragen, 26 (1995), S. 554.

Tabelle 3: Zirkulation ostdeutscher Abgeordneter
1989-1994

1) plus 5 Abg. (1 Prozent) aus 9. Volkskammer.
2) plus 7 Abg. aus 10. Volkskammer (5) und 12. Bundes-

tag (2).
3) plus 12 Abg. aus 9. (Maleuda) oder 10. Volkskammer

(5) oder Landtagen 1990 (6).



nahmen überwiegend neue Kandidaten der CDU
und der überraschend gestärkten PDS-Fraktionen
ein, die damit eine andernfalls höhere Karriere-
kontinuität der nun gescheiterten Abgeordneten
aus den 1. Landtagen stoppten23 .

23 Vgl. zu diesen Angaben Stefan Lock, Ostdeutsche
Landtagsabgeordnete 1990-1995. Vom personellen Neu-
beginn zur politischen Professionalisierung?, Dissertation,
Bamberg 1997.
24 Vgl. Hans-Ulrich Derlien/Stefan Lock, Eine neue politi-
sche Elite? Rekrutierung und Karrieren der Abgeordneten in
den fünf neuen Landtagen, in: Zeitschrift für Parlaments-
fragen, 25 (1994), S. 61-94.

Allerdings handelt es sich in der Regel bei Parla-
mentsneuUngen nicht auch um Politikneulinge.
An anderer Stelle24 war für das Ergebnis der Land-
tagswahlen 1990 schon die Frage aufgeworfen wor-
den, wie neu eigentlich die neue politische Elite
sei. Es zeigte sich, daß 45 Prozent der Mitglieder
der Landtage (MdL) lange vor 1989 Parteimitglie-
der geworden waren, während nur 30 Prozent sich
einer politischen Partei erst nach Oktober 1989
angeschlossen hatten. Naturgemäß dominierten
die alten Parteibindungen bei den Nachfolgern
von SED und Blockparteien, während Neulinge
unter den Abgeordneten der SPD 82 Prozent aus-
machten. Die durchschnittliche Dauer der Partei-
mitgliedschaft betrug bei FDP- und PDS-Abge-
ordneten 18, bei der CDU 14 und bei der SPD
rund 2 Jahre. Insgesamt 22 Prozent der MdL hat-
ten eine Karriere in öffentlichen Ämtern fortge-
setzt oder eine unterbrochene Karriere wieder auf-
genommen; auch sie verteilten sich naturgemäß
ungleichmäßig zwischen den Fraktionen. Daß
nicht alle Personen mit einem ersten Mandat auch
politische Neulinge oder gar Teil der systemkriti-
schen Gegenelite der DDR waren, hat seinen
Grund im wesentlichen in der Perpetuierung eines
Teils des DDR-Parteiensystems. Insgesamt kann 
man jedoch konstatieren, daß sich die ostdeutsche
Politikerelite, die Parlamentarier in den Landta-
gen und in Bonn, 1990 in hohem Maße aus Perso-
nen rekrutierte, die oberhalb der Lokalebene
amtsunerfahren und als Politiker nicht in das
DDR-Regime involviert waren. Das schloß jedoch
weder aus, daß sie oft langjährige Parteimitglieder
waren, noch bedeutete der Beginn einer Abgeord-
netenkarriere, daß man nicht aufgrund von Stasi-
Verbindungen aus dem Zivilleben und oft aus der
Jugend stigmatisiert und für eine Karrierefortset-
zung in öffentlichen Ämtern disqualifiziert wurde.

Regierungsmitglieder: Unter den Exekutivpoliti-
kern des Bundes und der Länder sieht die Lage
jedoch gänzlich anders aus: Nach dem von Stasi-
Vorwürfen ausgelösten Rückzug de Maizieres aus

Tabelle 4: Zirkulation ostdeutscher Exekutiv-
politiker 1990-1994

1) Lothar de Maiziere, Kurt Wünsche
2) Lothar de Maiziere
3) Günther Krause, Rainer Ortleb
4) Angela Merkel
5)8 ohne Ressort
6) aus Regierung Lothar de Maiziere, Regine Hilde-

brandt, Matthias Platzeck (Brandenburg) und Hans-
Joachim Meyer (Sachsen)

Regierung Amtsantritt Kabinetts-
größe

Karriereforts,
aus letzter
Regierung

Erst-
ernennung

Westdeutsche
im Kabinett

Stoph 44

Modrow 1 11/1989 28 10 18 0
Modrow II 2/1990 36 23 135) 0
de Maiziere 4/1990 23 2" 21 0

KohIV 10/1990 23 1» 4 18
Kohl VI 1/1991 20 23) 1 17
Kohl VII 11/1994 17 14) 1 15
Länder- 10/1990 53 36) 35 15
regierungen 1994 50 26 24 14

der Politik im Januar 1991 war die einzige perso-
nelle Verbindung zwischen Kabinettspositionen
der letzten DDR-Regierung und der Bundesrepu-
blik entfallen. Andererseits waren Sabine Berg-
mann-Pohl, Angela Merkel, Günther Krause und
Bertram Wieczorek - die letzte Volkskammer-Prä-
sidentin, stellvertretende Regierungssprecherin
bzw. die parlamentarischen Staatssekretäre des
Kabinetts de Maiziere - zu Ministern oder parla-
mentarischen Staatssekretären (Wieczorek) in
Bonn aufgestiegen. Mit der Bildung des 6. Kabi-
netts Kohl im Januar 1991 saßen aus der Exekutiv-
elite der DDR nur noch Krause und Merkel (sowie
als neuer Aufsteiger Rainer Ortlieb) neben dem
Bundeskanzler und 16 westdeutschen Ministern im
Kabinett, und in der 7. Regierung Kohl vom
November 1994 repräsentierten nach dem unrühm-
lichen Abgang Verkehrsminister Krauses nur noch
Angela Merkel und neuerdings Claudia Nolte die
ostdeutsche CDU. Für die fünf aus Ostdeutschland
stammenden parlamentarischen Staatssekretäre ist
nicht nur charakteristisch, daß sie ebenfalls zu den
Juniorpolitikern der DDR gehörten, sondern zum
Teil - wie Angela Merkel und Claudia Nolte - erst
nach Oktober 1989 in die CDU oder Vorläuferor-
ganisationen eingetreten waren. Mit im Jahr 1996
lediglich zwei Bundesministern - den Ministerin-
nen Merkel und Nolte - existiert nicht nur keine 
Kontinuität mehr zum letzten DDR-Kabinett, son-
dern die Ostdeutschen sind im Bundeskabinett
auch marginalisiert worden (Tabelle 4).

Auch in den Landesregierungen der neuen Bun-
desländer stellte sich nur in drei Fällen - Hilde-
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brandt, Platzeck (beide Brandenburg) und Meyer
(Sachsen) - eine personelle Kontinuität zur letzten
DDR-Regierung in Exekutivpositionen ein. Hier
handelt es sich ebenfalls um Akteure, die zur
systemkritischen Gegenelite gehörten. Exekutiv-
politiker, deren politische Karriere - zumindest
was die Parteimitgliedschaft betrifft - tiefer im
DDR-Regime verwurzelt war, schieden relativ
schnell wieder aus der Landeselite aus: Gomolka
in Mecklenburg-Vorpommern, Gies und Bergner
in Sachsen-Anhalt und Duchac in Thüringen.

Im Unterschied zu den - natürlich auch die Oppo-
sition umfassenden - Mitgliedern der Landtage
rekrutierten sich die Landesregierungen zu einem
Drittel über Elite-Import aus dem Westen. Das gilt
vor allem für die CDU-geführten Regierungen,
die nicht auf ein „unverbrauchtes“ und zugleich
für die neuen Anforderungen qualifiziertes Elite-
reservoir in den östlichen Landesverbänden
zurückgreifen konnten. Dieses qualitative Eliteva-
kuum wurde mit Personen aus dem Westen gefüllt.
Besonders Ökonomen und Gesellschaftswissen-
schaftler waren gegen Ende der DDR nur noch 
schwach in den Eliten vertreten. Wie vermutlich
auch bei den Juristen wurde bei ihnen große
Systemnähe unterstellt, und zudem hatten sich
diese Qualifikationen mit dem Übergang zur
Marktwirtschaft zunehmend entwertet. Unter den
77 Prozent studierter ostdeutscher Landtagsabge-
ordneter von 1990 hatten denn auch die meisten
(26 Prozent) Ingenieurwissenschaften studiert25 ,
und im Bundestag stellten 1994 die ostdeutschen
Abgeordneten mehr naturwissenschaftlich-tech-
nisch Ausgebildete als alle westdeutschen Abge-
ordneten zusammen26. Während die staats- und 
wirtschaftswissenschaftliche Ausbildung aus der
DDR in der politischen Elite 1990 als Herrschafts-
wissen abgewertet wurde, hat sich die naturwissen-
schaftliche Ausbildung also als systemneutral
erwiesen.

25 Vgl. S. Lock (Anm. 23).
26 Vgl. Adalbert Hess, Sozialstruktur des 13. Deutschen
Bundestages: Berufliche und fachliche Entwicklungslinien,
in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 26 (1995), S. 584.
27 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Karrieren, Tätigkeitsprofil
und Rollenverständnis der Spitzenbeamten des Bundes -
Konstanz und Wandel, in: Verwaltung und Fortbildung, 22
(1994), S. 255-274.

28 Vgl. Wolfgang Schäuble, Der Vertrag. Wie ich über die
deutsche Einheit verhandelte, Stuttgart 1991; Hans-Ulrich
Derlien, German Unification and Bureaucratic Transforma-
tion, in: International Political Science Review, 14 (1993),
S. 319-334.
29 Vgl. Klaus König, Transformation einer real-sozialisti-
schen Verwaltung in eine klassisch-europäische Verwaltung,
in: Wolfgang Seibel/Arthur Benz/Heinrich Mäding (Hrsg.),
Verwaltungsreform und Verwaltungspolitik im Prozeß der
deutschen Einigung, Baden-Baden 1993, S. 80-97.
30 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Historical Legacy and Recent
Developments of the German Higher Civil Service, in: Inter-
national Review of Administrative Sciences, 57 (1991),
S. 385-401.

In exekutiven Spitzenpositionen der Bundesrepu-
blik dominieren allerdings traditionell Juristen,
gefolgt von Ökonomen27 . Daher kann es nicht ver-
wundern, daß 1990 in die Landesregierungen und 
in Spitzenpositionen der Ministerien vielfach
Westdeutsche rekrutiert wurden, die über admini-
strative Erfahrungen und die dafür besonders

geeignet erscheinende Ausbildung verfügten.
Immerhin waren sieben der 52 Exekutivpolitiker
der Länder zuletzt Regierungsbeauftragte in den
Bezirken während der Regierung de Maiziere
gewesen - Positionen, aus denen die Landesver-
waltung aufgebaut werden sollte. Dazu kamen
allerdings 15 aus Westdeutschland importierte Per-
sonen, von denen die meisten als Politiker oder als
Beamte exekutive Erfahrungen hatten sammeln
können. Vor allem die Justizminister wurden - mit
Ausnahme Heitmanns in Sachsen - aus dem
Westen rekrutiert. Bekanntlich waren 1992 sogar
drei der fünf ostdeutschen Ministerpräsidenten
(Münch, Vogel, Biedenkopf) aus dem Westen
rekrutiert worden, wo sie allerdings nicht (mehr)
zu den Spitzenpolitikern gezählt worden waren.
Selbst nach den Regierungsbildungen und Regie-
rungsumbildungen im Jahre 1994 wurden noch 14
der nun 50 Landesminister von Westdeutschen
gestellt.

2. Verwaltungselite
1990 stammten außerdem alle 62 beamteten
Staatssekretäre in den neuen Bundesländern aus
Westdeutschland, und bis 1994 war es nur verein-
zelt einem Ostdeutschen gelungen, diese admini-
strative Spitzenposition zu erklimmen. Die Elite-
zirkulation im öffentlichen Dienst insgesamt und
speziell in der Verwaltung wurde administrativ
geregelt; Veränderungen des Positionsfeldes und
negative Selektionskriterien für Spitzenpersonal
waren im Einigungsvertrag unter maßgeblicher
Mitwirkung des Bundesministeriums des Innern28

fixiert worden. Denn der Primat der politischen
Loyalität über Fachwissen zumindest in der allge-
meinen inneren Verwaltung hatte einen Staats-
dienst der DDR produziert, der sich - gemessen
an den Standards westdeutscher Rechtsstaatlich-
keit und neutraler Amtsführung, allgemeiner: der
klassischen europäischen Bürokratie29 - durch
politisierte Inkompetenz30 auszeichnete. Die noch
sechs Jahre nach der Wiedervereinigung festzustel-
lende vollständig westdeutsche Rekrutierung der
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Bonner administrativen Elite korrespondiert somit
mit dem Umstand, daß sämtliche Staatssekretärs-
positionen in den neuen Ländern per Elitenimport
besetzt worden sind. Der höchstrangige Ostdeut-
sche in der Bundesverwaltung war und ist Pfarrer
Joachim Gauck, der zur systemkritischen Gegen-
elite der Transitionsperiode zu rechnen ist und der
zum Sonderbeauftragten für die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes ernannt wurde31 .

31 Bis Mitte 1995 waren hier 2,7 Millionen Anfragen, zur
Hälfte aus dem öffentlichen Dienst, eingegangen und be-
vorzugt bearbeitet worden. Etwa 10 Prozent der Fälle er-
wiesen sich bis Ende 1994 als „stasi-positiv“ - zehnmal so
viele wie in der allgemeinen Bevölkerung. Allerdings führte
dieser Befund letztlich nur in einem Prozent der Fälle auch
zur Entlassung; siehe Zweiter Tätigkeitsbericht des Bundes-
beauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik, Berlin
1995, S. Ulf.
32 Vgl. Otto Häußer, Die Staatskanzleien der Länder.
Aufgaben, Funktionen, Personal und Organisation unter Be-
rücksichtigung des Aufbaus in den neuen Ländern, Baden-
Baden 1995, S. 225.
33 Vgl. Horst Damskis/Bärbel Möller, Verwaltungskultur
in den neuen Bundesländern. Werte und Einstellungen von
Führungskräften in den Ministerialverwaltungen von Bran-
denburg und Sachsen, Frankfurt am Main u. a. 1997.
34 Vgl. den Beitrag von Hellmut Wollmann in diesem Heft.
Nach einer repräsentativen Untersuchung zur Lokalpolitik in
Deutschland waren 5,7 Prozent des kommunalen Führungs-
personals der kreisfreien Städte nach der Wende nach Osten
gezogen; am höchsten lag der Personalimport mit 15 Prozent
bei den Dezernatsleitern; siehe Tom Cusack, Democracy and

Für die Landesministerien gilt: Je höher die Posi-
tion, desto größer der Anteil westdeutscher Beam-
ter, die nach Osten gegangen sind. Staatssekretärs-
positionen, Polizeiführung und Verfassungsschutz
sind fest in westdeutscher Hand. Erst auf der mitt-
leren Leitungsebene der Ministerien (also unter-
halb der StS-Ebene) fanden sich rund 25 Prozent
„Altpersonal“ der DDR; in den Staatskanzleien
amtierten 1992 neben 15 westdeutschen Abtei-
lungsleitern vier ostdeutsche32 - überwiegend in
technisch-naturwissenschaftlichen Bereichen33 tä-
tig gewordene Dissidenten. Exemplarisch mag
hierfür auch der einzige Ostdeutsche unter den
fünf Regierungspräsidenten (RP) sein: Der RP
von Leipzig, Christian Steinbach, entstammt den
Umweltgruppen der DDR und ist mit den ökologi-
schen Lasten seines Bezirks bestens vertraut.

Der Rangeffekt - je höher die Position, desto grö-
ßer der Anteil Westdeutscher in der Verwaltungs-
elite - ist auch im Verhältnis der Gebietskörper-
schaften zueinander zu beobachten. Von den
Bonner Ministerien über die Ministerien der
neuen Länder nimmt der Anteil Westdeutscher in
Leitungspositionen auf Kommunalebene nochmals
auf etwa 15 Prozent ab34 . Charakteristischer als

Tabelle 5: Personelle Expansion des Justizsektors

Stichtag Richter StaatsA insgesamt RechtsA Notare

1.7.90 1580 1316 2 896 ca. 600 500

1.1.91 ca. 2 400 376

1.1.93 2273 941 3214
davon
- übernommen 628 378 1006
-neu 873 317 1190
-Abordnung 767 233 1000
- sonstige 5 13 • 28

1.1.1994 4825 556

1.1.1995 3314 1094 4408
davon
- übernommen 603 365 969
-neu 1809 520 2329
-Abordnung 827 195 1022
- sonstige 75 14 89
Vakanzen 103 68 171

Quelle: Zusammengestellt nach BT-Drs. 12/6854, S. 330,
342; für 1995: BT-Drs. 13/2280, S. 322, 329.

das Nebeneinander von West-und Ost-Personal ist
für die personelle Gemengelage in der Kommunal-
verwaltung allerdings die Konfrontation neuer
Führungskräfte mit den alten Kadern.

3. Justiz-Elite
Fachliche Differenzierung und Wachstum der
Justiz können als eine der wichtigsten Konsequen-
zen der staatlichen Einheit angesehen werden.
Zugleich stellte sich im Justizbereich mit besonde-
rer Schärfe das Problem der Übernahme von
DDR-Juristen wegen deren mangelnder Unabhän-
gigkeit in der Vergangenheit und angenommener
fehlender Rechtskenntnisse für die Zukunft. Im
Juli 1990 waren Richterwahlausschüsse und nach
der Bildung der Länder Überprüfungskommissio-
nen eingerichtet worden, die regelmäßig von west-
deutschen Richtern geleitet wurden. Im Juli 1990
amtierten in der DDR 2 896 Richter und Staatsan-
wälte. Von diesen wurden letztlich bis Januar 1993
29 Prozent übernommen (Tabelle 5). Allerdings
hatten per Selbstselektion nur 65 Prozent einen
Antrag auf Übernahme gestellt. Nach dem weite-
ren personellen Ausbau machte dieses Alt-Perso-
nal Anfang 1995 nur noch 22 Prozent aus. Ein wei-
teres Drittel (1993) bzw. ein Viertel (1995) wurde
per Abordnung aus dem Westen gestellt, darunter
entsprechend dem für die Verwaltung geltenden
Rangeffekt regelmäßig das Präsidium der Oberge-

Local Governance in Germany: an East-West Comparison of
Local Government. Political/Administrative Elites Five
Years after Unification, Roots and Roles. Preliminary Re-
port, Berlin: WZB-paper 1996.

13 Aus Politik und Zeitgeschichte B 5/98



richte. Der Anteil der Neurekrutierungen junger
Juristen aus Ost und West stieg in diesem Zeit-
raum von 41 auf 53 Prozent. Entsprechend sank
der Anteil der Leih-Juristen aus dem Westen bis
Anfang 1995 von auf 23 Prozent der Richter
und Staatsanwälte.

35

Das Land Berlin sah sich aufgrund der Ansässig-
keit höchster DDR-Richter und politisierter son-
stiger Juristen der Hauptstadt der DDR sowie
wegen der anhängigen Verfahren zur Regierungs-
kriminalität in einer besonderen Lage und über-
nahm kaum jemand in den Justizapparat35, war
dafür aber besonders auf personelle Unterstützung
aus den alten Ländern angewiesen.

35 Vgl. Rudolf Wassermann, Zwei Drittel bleiben, ein
Drittel muß gehen - Zur Überprüfung der Richter und
Staatsanwälte in den neuen Bundesländern, in: Deutsche
Richterzeitung, 69 (1991), S. 244-247.
36 Rechtsanwalt D. Schneider in Mecklenburg-Vorpom-
mern und Professor Rosemarie Will in Brandenburg; vgl. Der
Tagesspiegel vom 19. September 1996, S. 4, und vom 26. Sep-
tember 1996, S. 17.

37 Die folgenden Ausführungen stützen sich auf Dirk Spil-
ker, Medienelite in den Neuen Bundesländern, unveröffent-
lichte KSPW-Expertise, Bamberg 1995.

Die Landesverfassungsgerichte wurden erst 1995
gebildet; sie werden ebenfalls von Westimporten
beherrscht, denn die Vorsitzenden müssen aus den
Reihen der Gerichtspräsidenten stammen. Auch
die sonstigen Berufsrichter, die den Verfassungs-
gerichten angehören müssen, scheinen der Her-
kunft nach westdeutsche Juristen zu sein. Auf-
grund des parlamentarischen Verfahrens der Wahl
der Verfassungsrichter gesellte sich jedoch bei der
Stellenbesetzung zum Kriterium der Fachkompe-
tenz auch das Repräsentationsprinzip; dies wurde
besonders sichtbar bei der Wahl von Verfassungs-
richtern, die der SED angehört hatten36 .

4. Medien-Elite

In diesem Sektor wird die duale Revolution struk-
turell besonders deutlich: Das zentralisierte, SED-
gesteuerte Mediensystem (Presse, Funk/Fernse-
hen, Nachrichtenagentur ADN) wurde nach einer
bis November 1989 analog zu den Prozessen im
sonstigen Staatsapparat ablaufenden internen Eli-
tezirkulation zunächst mit dem Medienbeschluß
der Volkskammer vom Februar 1990 liberalisiert,
um dann ab Juli 1990 unter der Regie der Treu-
handanstalt teilweise privatisiert zu werden oder
im Oktober in Länderhand überzugehen. Staat-
liche Zentralpositionen im Mediensystem (zuletzt
das Medienministerium in der Regierung de Mai-
ziere) entfielen mit der Vereinigung ersatzlos.
Funk und Fernsehen hingegen blieben öffentlich-
rechtlich und wurden mit der Bildung der Länder
in drei Anstalten regionalisiert (abgewickelt und
neu gegründet nach Art. 36 Abs. 6 Einigungsver-

trag). Im Ergebnis bietet sich nach vollzogener Pri-
vatisierung (1992) der wichtigsten 30 regionalen
und der 6 zentralen Tageszeitungen der DDR
sowie von ADN ein duales Mediensystem in
öffentlicher und privater, stark von westlichen
Eigentümern kontrollierter Form37 .

Aus der Medienelite der Transitionszeit (50) konn-
ten lediglich 8 Personen, allesamt bei den Printme-
dien, ihre alte Position halten, und 6 weitere erleb-
ten bei der Presse einen beruflichen Abstieg. 36
Personen erfuhren hingegen einen Positionsver-
lust, darunter alle bei Funk/Fernsehen und bei
ADN Beschäftigten. Entsprechend der privat-
rechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Verfaßtheit
der beiden Teilsysteme galten unterschiedliche
Rekrutierungskriterien. Auf 43 Nachfolgepositio-
nen blieben oder rückten bei der Presse überwie-
gend Ostdeutsche, bei Funk und Fernsehen vor-
wiegend Westdeutsche aus den Rundfunkanstalten
der Partnerländer. In den Print-Medien gab es mit
dem Übergang in Privateigentum keine Überprü-
fung durch die Gauck-Behörde. Hier sind Westim-
porte in die Chefredaktionen (4 von 19 Fälle) als
„normale“ Maßnahme westdeutscher Konzernzen-
tralen zu sehen, wie sie für den gesamten Wirt-
schaftssektor typisch sind. So wurde auch die Füh-
rungsschicht der ADN vom neuen Eigner ddp 
ausgetauscht.

Von den 21 Positionsinhabern bei Funk und Fern-
sehen stammten 1994 lediglich vier aus den neuen
Bundesländern und besetzten in keinem Falle die
Intendanten-Positionen. Schon in der Phase der
Überführung in die drei Sender hatte es unter dem
Rundfunkbeauftragten der Bundesregierung und
dann unter den Gründungsintendanten der Länder
eine gezielte Personalpolitik der Säuberung und
Neurekrutierung gegeben.

Unterhalb der Spitzenpositionen, auf der Ebene
der Redakteure und bei kleineren Zeitungen,
nimmt einerseits der Anteil der seit 1989 kontinu-
ierlichen Karrieren zu (61 Prozent, vor allem wie-
derum bei Printmedien), andererseits sinkt der
Anteil der Westimporte auf 18 Prozent (beim
Fernsehen 40 Prozent). Damit wiederholt sich bei
den Medien das schon aus Verwaltung und Justiz
bekannte Rekrutierungsmuster: Je höher die Posi-
tion, desto wahrscheinlicher ist eine Besetzung mit
Westpersonal.

Das hier für einzelne, ausgewählte Funktionseliten
nach rund fünf Jahren Elitezirkulation gezeichnete
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Bild entspricht weitgehend dem Ergebnis der 1995
durchgeführten Potsdamer Elite-Untersuchung38 .
Angemessen repräsentiert war in der nationalen
Elite erwartungsgemäß die ostdeutsche parlamen-
tarische Elite in Landtagen und Bundestag (32,1
Prozent aller befragten deutschen Spitzenpoliti-
ker), während die anderen funktionalen Eliten aus
den neuen Ländern deutlich dahinter zurückblie-
ben: Bei Gewerkschaften und Wirtschaftsverbän-
den betrug der ostdeutsche Anteil auf Bundes-
ebene nur 8,1 bzw. 12,4 Prozent, in der Medien-
Elite 11,7 Prozent, im Kulturbereich 12,9 Prozent
und in der Wissenschaft 7,4 Prozent. Total unterre-
präsentiert waren Ostdeutsche beim Militär (null),
unter Managern (1 Person) und in der Verwal-
tungselite (12 = 2,5 Prozent dieser sektoralen
Elite). Insgesamt machten Ostdeutsche daher nur
11,6 Prozent (272) des gesamten nationalen Elite-
Samples (2 341) aus.

38 Vgl. W. Bürklin/H. Rebenstorf u. a. (Anm. 15).

39 Siehe zum personellen Neuaufbau der Universitäten die
quantitative Analyse von Reinhard Myritz, Zwischen Um-
bruch und Konsolidierung. Zur Entwicklung der Hochschul-
landschaft in den neuen Bundesländern, in: Deutschland Ar-
chiv, 26 (1993), S. 657-673.
40 Vgl. Wolfgang Zapf, Wandlungen der deutschen Elite.
Ein Zirkulationsmodell deutscher Führungsgruppen 1919-
1961, München 19662.

III. Sektorale Unterschiede

Neben dem Fortfall zentraler Institutionen der
DDR und der damit verbundenen Schrumpfung
des Feldes von Elitepositionen auf nationaler
Ebene sind es im wesentlichen drei systematische
Faktoren, die für die disproportionale Repräsen-
tation Ostdeutscher außerhalb des parlamenta-
rischen Sektors verantwortlich sind. Zugleich er-
klären diese sich gegenseitig ergänzenden
Bedingungen den Sonderfall „Ostdeutschland“ in
der Transitionsforschung.

1. Ernennungs- versus Delegationseliten
Neben der Stabilisierung der nahezu totalen Eli-
tezirkulation innerhalb der Politik gewinnt die
Wiedervereinigung außerhalb des Sektors der
Politik für die Elitezirkulation dadurch größte
Bedeutung, daß ein Eliteimport historisch bei-
spiellosen Ausmaßes aus dem Westen einsetzte,
um die wenigen übriggebliebenen und die mei-
sten neu geschaffenen Elitepositionen vor allem
in Justiz, Verwaltung, Militär und sonstigem
öffentlichem Sektor, aber auch partiell in Ver-
bänden und in den Großunternehmen zu füllen.
Was mit westdeutschen Regierungsberatern der
Regierung de Maiziere und der Leitung der
Treuhandanstalt durch Westdeutsche schon vor
der Wiedervereinigung seinen Anfang genommen

hatte, setzte sich mit der Rekrutierung von Exe-
kutivpolitikern, der Verwaltungsspitze der Län-
der, der Gerichtspräsidenten, der Stabsoffiziere
der Bundeswehr, der Leitung in Rundfunk- und
Fernsehanstalten, der öffentlich-rechtlichen Ban-
ken, der Verbandsgeschäftsführer und vieler Uni-
versitätsprofessoren39 fort. Neue Köpfe in der
politischen Arena der neuen Länder und unter
ostdeutschen Bundestagsmitgliedern, aber zu-
gleich Dominanz der Westdeutschen in Eliteposi-
tionen der nichtparlamentarischen Sektoren der
neuen Länder und in zentralen staatlichen Insti-
tutionen kennzeichnen die Lage sechs Jahre nach
der Wiedervereinigung.

Diese Asymmetrie wird überlagert von dem schon
erwähnten doppelten Rangeffekt: Je höher die
Position in Verwaltung und Justiz, Rundfunkan-
stalten oder Banken, desto höher ist der Anteil
Westdeutscher; je niedriger die Ebene im Staats-
aufbau, desto häufiger ist ostdeutsches Leitungs-
personal vertreten. Je größer das Wirtschaftsunter-
nehmen, desto wahrscheinlicher ist es unter
westdeutscher Kapital- und Personalkontrolle. Je
weiter man in den Organisationen: Ministerien,
Gerichten, Rundfunkanstalten, Banken oder Pri-
vatunternehmen hinabsteigt, desto häufiger begeg-
nen einem andererseits Ostdeutsche auch schon
auf der mittleren Leitungsebene. Aber sie gehör-
ten nicht zur Altelite, sondern kommen aus dem
mittleren Management der DDR oder sind nicht
selten „Außenseiter“ - daher die doppelte
Mischung aus Ost und West, Alt und Neu unterhalb
der obersten Leitungsebene.

Diese Skizze verweist auf den von Wolfgang
Zapf40 herausgearbeiteten Unterschied zwischen
Ernennungs- und Delegationseliten. In Parlamen-
ten, ostdeutschen Regierungen und Gemeinden
sowie bei den Verbänden, also in Systemen, die
mitgliedschaftlich und nicht herrschaftlich verfaßt
sind und die sich daher des Wahlmechanismus zur
Rekrutierung in Spitzenpositionen bedienen, gel-
ten Eliteimport und Rangeffekt nämlich nicht
oder nur eingeschränkt (Landesregierungen); bei
diesen Delegationseliten gilt das Wohnsitzprinzip,
und hier präsidieren naturgemäß Einheimische,
ganz überwiegend Ostdeutsche und nur in Aus-
nahmefällen zugezogene Westdeutsche. Aber
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gewählte Ostdeutsche berufen dennoch oft Exper-
ten aus dem Westen an ihre Seite, um den neuen
systemtypischen Anforderungen des Rechtsstaats
und der kapitalistischen Wirtschaft genügen zu
können; daher treffen wir auf Westdeutsche als
Geschäftsführer bei den regionalen kommunalen
Verbänden und vielen Gewerkschaften, ja sogar
an der Spitze der Landtagsverwaltungen; und hier-
aus erklärt sich der Eliteimport in Verwaltung und
Justiz oder in die Professorenschaft vor allem der
juristischen und der wirtschafts- und sozialwissen-
schaftlichen Fakultäten.

2. Öffentlich-rechtliche versus privatrechtliche
Positionen

Eine weitere Differenzierung der seit 1990 kon-
solidierten Elite erreicht man, wenn man die insti-
tutioneile Transformation und speziell die Priva-
tisierung eines Teils des vormaligen DDR-
Staatsapparats berücksichtigt. Besonders deutlich
wurde die unterschiedliche Elitezusammensetzung
im Bereich der Medien. Während die Printmedien
privatisiert worden waren und sich hier eine relativ
hohe Elitekontinuität der Transitionselite zeigen
ließ, ist für den zwar dezentralisierten, aber öffent-
lich-rechtlich verfaßten Rundfunk- und Fernseh-
bereich nicht nur keine Elitekontinuität, sondern
wiederum die Dominanz einer westdeutschen
Elite kennzeichnend. Ähnliches gilt für Großun-
ternehmen und den Bankensektor. Auflösung von
Institutionen und Kündigung des Personals
(„Abwicklung“) oder politische Säuberung bei
institutioneller Kontinuität schufen die Vakanzen,
in die wie bei den genuinen institutioneilen Neu-
gründungen zum Beispiel im Justizbereich west-
deutsche Führungskräfte rekrutiert wurden. Die
für den öffentlichen Sektor obligatorische Stasi-
Überprüfung hielt oft von vornherein exponierte
Personen davor zurück, sich um Elitepositionen zu
bewerben. Aber auch in privatrechtlichen Organi-
sationen fanden als belastet geltende Personen
kaum eine Karriereanknüpfung, wenn diese Orga-
nisationen nach ihrer Größe bedeutend waren;
dann gelangten sie nämlich mit großer Wahr-
scheinlichkeit unter westliche Kapitalkontrolle,
und ihre Spitzenpositionen wurden per Eliteim-
port besetzt. Was für noch nicht im Rentenalter
stehende Mitglieder der DDR-Elite blieb, waren
daher bescheidene privatwirtschaftliche Existen-
zen zum Beispiel als Anwalt, aber eben keine Eli-
tepositionen. Selbst beim management buy-out
mittlerer Unternehmen achtete die Treuhandan-
stalt darauf, ob die Bewerber auch nicht politisch
belastet waren, so daß sich auch in diesem Bereich
eine Karrierefortsetzung nur für die technische

DDR-Intelligenz aus dem mittleren Management
der zentral verwalteten Betriebe anbot41 .

41 Dies belegt auch die Untersuchung regionaler Wirt-
schaftsführer im verarbeitenden Gewerbe von Markus C.
Pohlmann/Hans-Joachim Gergs, Manager in Ostdeutschland.
Reproduktion oder Zirkulation einer Elite?, in: Kölner Zeit-
schrift für Soziologie und Sozialpsychologie, 49 (1997),
S. 542-562. Vieles spricht dafür, daß sich auch unter den
heutiger Geschäftsführern der ehemaligen LPG eine hohe
Karrierekontinuität feststellen läßt. Diese oder die Manager
von mittelständischen Unternehmen werden jedoch üb-
licherweise in nationalen Elite-Untersuchungen nicht be-
rücksichtigt.
42 Vgl. diese Typenbildung bei Klaus von Beyme, Demo-
kratisierung als Mittel des Systemzusammenbruchs, in: Der
Bürger im Staat, 42 (1992), S. 113-122.

3. Revolutionstyp, Transition und Elitezirkulation

Zwar ist in allen Staaten des früheren Ostblocks
die alte herrschende Elite recht schnell nach der
Revolution abgesetzt oder abgewählt worden;
aber in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion hat
sich meistens eine Elitezirkulation vollzogen, die,
wie gesagt, Personen aus dem zweiten Glied der
Kommunistischen Partei an die Macht getragen
hat. Das gilt besonders dort, wo wie in Polen und
Ungarn die konvertierten Kommunisten später in
freien Wahlen wieder in die Regierung gelangt
sind. Vergleichbares hat sich weder im März 1990
in der DDR noch danach in der Bundesrepublik
ereignet. Das liegt nicht nur an den relativ günsti-
gen Bedingungen der ökonomischen Transforma-
tion, sondern auch daran, daß sich die Revolution
in der DDR auch im Hinblick auf die politische
Säuberung in einem systematischen Verfahren ab 
Mitte 1990 von der in allen anderen 1989er Staa-
ten unterscheidet. Nur hier wurde eine systemati-
sche politische Säuberung durchgeführt. Die mei-
sten anderen Länder versuchten dies nicht einmal;
in Polen ist eine ähnliche Überprüfung von Inha-
bern öffentlicher Ämter politisch gescheitert, und 
in der seinerzeitigen Tschechoslowakei war die
„Durchleuchtung“ zeitlich und auf bestimmte
Funktionen begrenzt worden. Dieser Unterschied
im Verlauf der Transition hat mit dem Typus der
Revolution zu tun. Denn der Fall der DDR - wie
der der Tschechoslowakei - zeichnet sich durch
das vergleichsweise hohe Tempo der Revolution
aus. Der widerstandslose Abgang der alten Eliten
in beiden bis zuletzt reformfeindlichen Staaten hat
das Bild einer Implosion der Macht vermittelt.
Während es in Rumänien explosiv zuging und 
Rußland unter Gorbatschow eine „Revolution von
oben“ versuchte, vollzog sich in Polen und in
Ungarn der Typ der verhandelten Revolution42 . In
diesem Falle des Reformkompromisses zwischen
alter Elite und Systemkritikern kam es letztlich
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nicht zu einer völligen Delegitimierung des
Ancien rgime und der sie tragenden Parteien,
sondern zur Aufteilung der politischen Macht. Die 
SED/PDS hingegen hat sich in Wahlen nicht ein-
mal auf Landesebene als Regierungspartei relegiti-
mieren können.
Daß allerdings die Elitezirkulation in Ostdeutsch-
land insbesondere in den Ernennungseliten unver-
gleichlich viel tiefgreifender ausfallen konnte als
in der CSFR, läßt sich nur aus der mit der Wieder-
herstellung der staatlichen Einheit Deutschlands
möglichen Sonderkonstellation erklären: der Exi-
stenz eines externen Elitereservoirs im Westen,
aus dem in historisch beispiellosem Ausmaß Füh-
rungspersonal gewonnen werden konnte. Zugleich
reduzierte der Fortfall zentraler DDR-Institutio-
nen den Ersatzbedarf an politisch unbelasteten
Experten vor allem in den Ernennungseliten. Eine
derartig tiefgreifende Elitezirkulation wäre in kei-
nem anderen Land bei Aufrechterhaltung der
Funktionsfähigkeit der Institutionen möglich
gewesen; daraus erklärt sich der häufige Aufstieg
aus dem zweiten Glied mit dem Ergebnis der
Reproduktion der bekannten Elitenzusammenset-
zung. Andernfalls wäre ein massives Elitenva-

kuum entstanden, das bei Besetzung aus einer
herrschaftsfernen Gegenelite nur um den Preis
einer Dilettantisierung exekutiver und judikativer
Institutionen hätte geschlossen werden können43 .

43 Vgl. George Szablowski/Hans-Ulrich Derlien, Regime
Transitions, Elites, Bureaucracies, and the European Com-
munity, in: Governance, 6 (1993), S. 304-24.

Es ist diese spezielle, mit der Wiedervereinigung
möglich gewordene Konstellation von reduziertem
Elitebedarf infolge des Fortfalls zentraler DDR-
Institutionen und Existenz eines externen Elitere-
servoirs, die eine nahezu totale Elitezirkulation
ermöglichte. Anders als nach der Revolution von
1919 ist die administrative Elite des Ancien regime
von der Bildfläche verschwunden, und prominente
Richter der DDR werden die Bundesrepublik
nicht belasten wie nach 1949 Juristen des NS-Regi-
mes. Dieser systemische Unterschied wird wohl
am einprägsamsten dadurch verdeutlicht, daß der
Moskauer KP-Chef Jelzin nach dem Regimewech-
sel russischer Staatspräsident wurde, sein Kollege,
der Ostberliner SED-Chef Schabowski, hingegen
Redakteur bei einem regionalen Anzeigenblatt -
zudem in Westdeutschland.
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Hellmut Wollmann

Um- und Neubau der politischen und administrativen
Landesstrukturen in Ostdeutschland

I. Institutioneller Umbruch zwischen
Integration und Eigenentwicklung

Nach der Öffnung der Mauer am 9. November
1989, die den Zusammenbruch des SED-Regimes
einleitete, verknüpften die ostdeutschen Reform-
kräfte mit dem Systemwechsel zunächst - bis ins
zeitige Frühjahr 1990 - die Erwartung einer demo-
kratisierten und radikal reformierten, aber für eine
längere Übergangszeit fortbestehenden DDR. Vor
allem nach den ersten demokratischen Volkskam-
merwahlen vom 18. März 1990, deren Ergebnis
einem plebiszitären Votum der ostdeutschen Be-
völkerung für eine alsbaldige Vereinigung gleich-
kam, wurde der ostdeutsche Umbruch von einer
Dynamik ergriffen, die auf eine rasche Vereini-
gung der DDR mit der Bundesrepublik zulief.
Diese wurde mit dem Beitritt gemäß Art. 23 GG
am 3. Oktober 1990 vollzogen, dem eine unverzüg-
liche Integration der DDR in das Verfassungs-,
Politik- und Institutionensystem der Bundesrepu-
blik folgte.

Auf der kommunalen Ebene kam mit der Verab-
schiedung der DDR-Kommunalverfassung vom
17. Mai 1990 und den demokratischen Kommunal-
wahlen vom 7. Mai 1990, also bereits im späten
Frühjahr 1990, ein tiefgreifender Um- und Neubau
der Politik- und Verwaltungsstrukturen in Gang -
als erster und letztlich einziger überlebender in-
stitutioneller Struktur des DDR-Staats1. Als Er-
gebnis des Schubs von Gesetzen, die die DDR-
Volkskammer im Gefolge des zwischen der Bun-
desrepublik und der DDR abgeschlossenen Staats-
vertrags „über die Schaffung einer Währungs-,
Wirtschafts- und Sozialunion“ vom 18. Mai 1990
verabschiedete, vollzog sich ferner in wichtigen
Regelungsfeldern eine Rechtsanpassung der Noch-

1 Vgl. Hellmut Wollmann, Transformation der ostdeut-
schen Kommunalstrukturen: Rezeption, Eigenentwicklung,
Innovation, in: ders./Hans-Ulrich Derlien/Klaus König/
Wolfgang Renzsch/Wolfgang Seibel (Hrsg.), Transformation
der politisch-administrativen Strukturen in Ostdeutschland,
Opladen 1997, S. 259 ff.; ferner den Beitrag von Sabine Lo-
renz/Kai Wegrich in diesem Heft.

2 Vgl. Hellmut Wollmann, Entwicklung des Verfassungs-
und Rechtsstaates in Ostdeutschland als Institutionen- und
Personaltransfer, in: ders. u. a. (Anm. 1), S. 25 ff., 35 ff.
3 Zur begrifflichen und konzeptionellen Unterscheidung
zwischen exogenen und endogenen Faktoren vgl. Hellmut
Wollmann, Institutionenbildung in Ostdeutschland: Neubau,
Umbau und „schöpferische Zerstörung“, in: Max Kaase/An-
dreas Eisen/Oscar W. Gabriel/Oskar Niedermayer/Hellmut
Wollmann (Hrsg.), Politisches System, Opladen 1996, S. 51
mit Nachweisen.
4 Vgl. Gerhard Lehmbruch, Institutionentransfer. Zur poli-
tischen Logik der Verwaltungsintegration in Deutschland, in:
Wolfgang Seibel/Arthur Benz/Heinrich Mäding (Hrsg.),

DDR an die Bundesrepublik. Mit dem Gesetz
vom 22. Juli beschloß die DDR-Volkskammer
schließlich die Wiedereinführung der Länder. So
hatte noch die DDR-Volkskammer maßgebliche
vorbereitende Schritte zur Integration der DDR in
die Bundesrepublik gesetzt. Ihren Höhepunkt
erlebte die Integrationslogik des Vereinigungspro-
zesses im Einigungsvertrag vom 30. August 1990,
der sich darin als ein beispielloser Akt „schöpferi-
scher Zerstörung“ (Joseph Schumpeter) zeigte,
daß mit ihrem Beitritt am 3. Oktober 1990 Mitter-
nacht die DDR als selbständiger Staat und mit ihr
ihre Rechts- und Institutionenordnung untergin-
gen und gleichzeitig die Verfassungs-, Rechts- und
Institutionenwelt der Bundesrepublik auf das Ge-
biet der erloschenen DDR ausgedehnt wurde2 .

Dadurch, daß der Systemwechsel in Ostdeutsch-
land von vornherein in den Prozeß der nationalen
(Wieder-)Vereinigung eingebettet, von ihm ange-
trieben und überlagert war, wurde der institutio-
nelle Umbruch von einer machtvollen Integrati-
onslogik gesteuert, aufgrund derer Breite und
Richtung des Transformationspfades weitgehend
vorgezeichnet und abgesteckt wurden.

Die (exogene) Bestimmungsmacht der „alten“
Bundesrepublik machte sich über eine Triade von
Faktoren geltend3 .

1. Die Institutionenbildung in Ostdeutschland
war zum einen - jedenfalls in ihrer prägenden
Gründungsphase - weitgehend von den institu-
tioneilen Mustern und Erfahrungen der alten
Bundesrepublik bestimmt (Institutionentrans-
fery-, mit der Wiederbegründung föderativ-
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dezentraler Strukturen wurde freilich zugleich
an die eigenen ostdeutschen, in der gemeinsa-
men deutschen Geschichte wurzelnden Tradi-
tionen angeknüpft.

2. Die Integrationslogik wurde durch westdeut-
sche Fachleute verkörpert und transportiert,
die - sei es vorübergehend als Verwaltungshel-
fer und Leihbeamte, sei es dauerhaft - nach
Ostdeutschland gingen und in der Regel in
Führungs- und Leitungspositionen am Um-
und Neubau der administrativen (und justitiel-
len) Strukturen mitwirkten (Personentransfer) .5

3. Schließlich ist der Finanztransfer zu nennen,
über den gewaltige Investitions- und Transfer-
zahlungen (in Höhe von jährlich rund 150 Mil-
liarden DM) aus der alten Bundesrepublik in
die neuen Länder flossen , als Hebel westdeut-
scher Gestaltungsmacht.

6

Verwaltungsreform und Verwaltungspolitik im Prozeß der
deutschen Einigung, Baden-Baden 1993, S. 42-66.
5 Zur Verwaltungshilfe vgl. insbesondere Dieter Grunow
(Hrsg.), Verwaltungstransformation zwischen politischer Op-
portunität und administrativer Rationalität, Bielefeld 1996;
vgl. auch den Beitrag von Hans-Ulrich Derlien in diesem
Heft.
6 Vgl. Wolfgang Renzsch, Budgetäre Anpassung statt in-
stitutioneilen Wandels. Zur finanziellen Bewältigung der La-
sten des Beitritts der DDR zur Bundesrepublik, in: H. Woll-
mann u. a. (Anm. 1.).
7 Zur begrifflichen und konzeptionellen Unterscheidung
zwischen Rezeption, Eigenentwicklung und Innovation vgl.
H. Wollmann (Anm. 1), S. 260 mit Nachweisen.
8 Vgl. ders. (Anm. 3), S. 51.

9 Siehe hierzu auch den Beitrag von Sabine Lorenz/Kai
Wegrich in diesem Heft.
10 Das Land Sachsen reicht geschichtlich in das Mittelalter
und in seinem aktuellen Zuschnitt auf Beschlüsse des Wiener
Kongresses von 1815 zurück. Vgl. Werner J. Patzelt, Sachsen,
in: Jürgen Hartmann (Hrsg.), Handbuch der deutschen Bun-
desländer, Frankfurt am Main 1994, S. 485. Thüringen wurde
1920 aus sieben Thüringer Kleinstaaten gebildet. Vgl. Erhard
H. M. Lange, Thüringen, in: ebd., S. 596.
11 Vgl. Gerhard Schulze, Entwicklung der Verwaltungs-
struktur der DDR, Baden-Baden 1991, S. 47.

Wurde die Institutionenbildung in Ostdeutschland
mithin einerseits durch die Vorgaben und Präge-
muster des westdeutschen Institutionensystems
und deren Rezept on 7, wenn nicht Kopie, vielfach
in der Variante des jeweiligen westdeutschen Part-
nerlandes (bzw. der Partnerkommune) bestimmt,
so wurde sie innerhalb des erheblichen institutio-
nenpolitischen Gestaltungsspielraums, den die
neuen Länder (und ähnlich auch die ostdeutschen
Kommunen) aufgrund der stark föderativ-dezen-
tralen Grundstruktur der bundesdeutschen Verfas-
sungsordnung von vornherein besaßen, anderer-
seits von endogenen Faktoren geprägt, die in den
Gegebenheiten Ostdeutschlands wurzeln, etwa in
den organisatorischen (und mentalen) „Hinter-
lassenschaften“ der DDR, im mental-emotionalen
Erbe der unmittelbaren Wendephase oder in den 
ostdeutschen politischen Arenen selbst, ihren
Akteurs-, Parteien-, Koalitions- und Interessen-
strukturen8 .

Hier machten sich Bestimmungsfaktoren geltend,
die nicht nur prägnante ostdeutsche Eigenentwick-

langen hervorbrachten, sondern - mißt man sie an
der Institutionenentwicklung in den alten Bundes-
ländern - durchaus als institutionelle Innovationen
wirksam werden können9 .
Dem föderativ-dezentralen Staatsaufbau der Bun-
desrepublik entsprechend vollzog sich der institu-
tioneile Umbruch in Strukturen des Bundes, der
Länder und der Kommunen. Der nachstehende
Beitrag rückt den Um- und Neubau der Länder-
strukturen in den Blick.

II. Neubildung der Länder

Die Entwicklung der ostdeutschen Länder nach
dem Zweiten Weltkrieg setzte damit ein, daß die
Sowjetische Militäradministration in Deutschland
(SMAD) in ihrer Besatzungszone bereits am
. Juli 1945 die Errichtung von fünf Ländern ver7 -
fügte - ein volles Jahr vor der Länderneubildung
durch die Westalliierten in den westlichen Besat-
zungszonen. Während die SMAD die Länder
Sachsen und Thüringen weitgehend in ihren vor
1933 bestehenden Landesgrenzen wiederbelebte10,
handelte es sich bei den anderen drei von ihr ein-
gerichteten Ländern um Teilgebiete des ehemali-
gen Landes Preußen und dabei um Kunstgebilde,
bei deren Zuschnitt sich die sowjetische Besat-
zungsmacht von der Absicht leiten ließ, das Land
Preußen als solches auch in seinem Restbestand zu
zerschlagen. Der westlich der Oder gelegene Teil
der ehemaligen preußischen Provinz Pommern
wurde Mecklenburg zugeschlagen und die ehema-
ligen preußischen Provinzen Mark Brandenburg
und Sachsen 1947 in die Länder Brandenburg und
Sachsen-Anhalt umbenannt11. Noch im Herbst
1945 wurden Landtage gewählt. Entwickelte sich
in den Ländern der Sowjetischen Besatzungszone
mithin in den unmittelbaren Nachkriegsjahren
selbständiges politisches Leben, so verlagerte sich
nach der Gründung der DDR am 7. Oktober 1949
das Schwergewicht der politischen Entscheidun-
gen von ihnen auf die von der SED geleiteten zen-
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traien Staatsorgane12. Durch das von der DDR-
Volkskammer beschlossene „Gesetz über die wei-
tere Demokratisierung der staatlichen Organe“
vom 23. Juli 1952, das das stalinistische Prinzip des
demokratischen Zentralismus als Mittel zentrali-
stischer Parteiherrschaft einführte, wurden die
Länder praktisch aufgelöst, auch wenn sie
zunächst noch formal weiterbestanden und erst
1957 durch Verfassungsänderung auch förmlich
beseitigt wurden. Zugleich wurde die DDR mit
diesem Gesetz in 14 Bezirke (ohne Berlin-Ost)
eingeteilt, deren Verwaltungen - auf den Spuren
des stalinistischen Staatsorganisationsmodells - als
die regionalen Bollwerke und Scharniere zentra-
listischer Partei- und Staatsherrschaft fungieren
sollten.

12 Vgl. W. J. Patzelt (Anm. 10), S. 488.
13 Vgl. M. A. Fellisch, Sachsen: Ein Land mit großer kultu-
reller und wirtschaftlicher Vergangenheit, in: M. Greif-
fenhagen/H. Tiemann/H.-G. Wehling (Hrsg.), Die neuen
Bundesländer, Stuttgart usw. 1994, S. 128; vgl. auch Karl
Bönninger, Verfassungsdiskussion im Lande Sachsen, in:
Landes- und Kommunalverwaltung, (1991) 1, S. 9.
14 Vgl. Karl-Heinz Blaschke, Alte Länder - Neue Länder.
Zur territorialen Neugliederung der DDR, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 27/90, S. 39 ff.
15 Vgl. Roland Sturm, Die Zukunft des deutschen Födera-
lismus, in: UlrikeLiebert/Wolfgang Merkel (Hrsg.), Die Poli-
tik zur deutschen Einheit, Opladen 1991, S. 161-182; vgl.
auch Bernhard Muszynski, Die ostdeutschen Bundesländer
und die kritische Masse für eine Reform des deutschen Fö-
deralismus, in: J. Hartmann (Anm. 10), S. 55.

16 Vgl. K. Bönninger (Anm. 13), S. 9.
17 Vgl. Einigungsvertrag, Ani. II, Kap. II, Sachgeb. A, Ab-
sehn. II, in: Verträge zur Deutschen Einheit, München 19902.
18 Nach Bevölkerungszahlen sortiert, stehen - unter den
16 Bundesländern - Sachsen an 6., Sachsen-Anhalt an 9.,
Brandenburg an 11., Thüringen an 13. und Mecklenburg-
Vorpommern an 13. Stelle. Auf den untersten (14.-16.) Rän-
gen finden sich die beiden Stadtstaaten Hamburg und Bre-
men und - das Saarland als „Zwergflächenland“.
19 Vgl. Werner Jann/Bemhard Muszynski, Brandenburg,
in: J. Hartmann (Anm. 10), S. 220 ff.
20 Vgl. Staatsvertrag zur Länderfusion Berlin-Brandenburg
mit Begründung, hrsg. von der Staatskanzlei des Landes
Brandenburg, Potsdam 1992.
21 Brandenburg: Abstimmungsbeteiligung 66,2 Prozent,
Ablehnung 62,8 Prozent; Berlin: Beteiligung 57,8 Prozent,
Zustimmung 53,4 Prozent, vgl. Der Tagesspiegel vom 6. Mai
1996.

Bereits im revolutionären Herbst 1989 wurde der
Ruf nach Wiederherstellung der Länder laut,
besonders früh und ausgeprägt in Sachsen, wo
schon in den ersten Montagsdemonstrationen in
Dresden die traditionellen weiß-grünen Landes-
fahnen auftauchten13. Die Übergangsregierung
unter Ministerpräsident Hans Modrow beauftragte
die von ihr eingesetzte Kommission zur Vorberei-
tung und Durchführung der Verwaltungsreform
damit, Vorschläge für die Länderneugliederung
auszuarbeiten14. Die Wiederbegründung der 1952
abgeschafften Länder vor Augen, bildeten sich im
Frühjahr 1990 regionale Arbeitsgruppen, die mit
den westdeutschen Partnerländern (beispielsweise
Sachsen mit Baden-Württemberg und Bayern,
Brandenburg mit Nordrhein-Westfalen) die künf-
tige Länderverfassung und -Verwaltung zu beraten
begannen. Zwar kam eine lebhafte Diskussion in
Gang, in der einerseits vorgeschlagen wurde, die
Zahl der in Ostdeutschland neuzubildenden Län-
der auf zwei oder drei zu begrenzen, andererseits
aber auch regionale Rufe nach neuen Ländern (so
„Vorpommern“ und „Freie und Hansestadt Ro-
stock“) laut wurden. Jedoch beschloß die am
17. März

15

1990 gewählte DDR-Volkskammer mit

dem Ländereinführungsgesetz vom 22. Juli 1990,
die im Jahr 1952 aufgelösten Länder wiederzubele-
ben16. Gemäß Einigungsvertrag vom 31. August
1990 wurde die (ursprünglich für den . Okto14 -
ber 1990 vorgesehene) Länderneubildung mit dem
Beitritt zum 3. Oktober 1990 wirksam. Gemessen
an ihrer Einwohnerzahl, die von 4,6 Millionen
(Sachsen) bis knapp 1,9 Millionen (Mecklenburg-
Vorpommern) reicht, verstärken die neuen Bun-
desländer - außer Sachsen - den „kleinstaatli-
chen“ Zuschnitt des bundesdeutschen Föderalis-
mus18 .

In den Monaten vor der Vereinigung wurde der
Zusammenschluß des (wiedervereinigten) Berlins
und von Brandenburg, etwa durch eine Regelung
im Einigungsvertrag selbst, ernsthaft in Erwägung
gezogen19. Schließlich begnügte man sich aber
damit, in Artikel 5 des Einigungsvertrags dem
Bundes(verfassungs)gesetzgeber zu empfehlen, für 
„eine Neugliederung im Raum Berlin-Branden-
burg“ eine von Art. 29 GG „abweichende“, das
heißt erleichternde Regelung zu treffen. Am
27. Oktober 1994 trat eine entsprechende Grund-
gesetzänderung (Art. 118 a) in Kraft. Derweil hat-
ten die beiden Länder Berlin und Brandenburg am
26. April 1991 einen Gemeinsamen Regierungs-
ausschuß zur Vorbereitung ihres Zusammenschlus-
ses gebildet. Nach langwierigen Verhandlungen
unterzeichneten die beiden Landesregierungen am
27. April 1995 einen „Staatsvertrag zur Länder-
fusion Berlin-Brandenburg“, dem die beiden Lan-
desparlamente am 22. Juni 1995 jeweils mit der
erforderlichen Zweidrittelmehrheit zustimmten20 .
Der Bevölkerung der beiden Länder am 5. Mai
1996 zur Volksabstimmung vorgelegt, wurde die
Ländervereinigung zwar von den Berlinern mehr-
heitlich befürwortet, jedoch von den Brandenbur-
gern mit deutlicher Mehrheit (66 Prozent) abge-
lehnt21 .
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III. Landesverfassungen
klang von Volksinitiative, Volksbegehren und 
Volksentscheid eingeführt, die deutlich niedrigere
Hürden haben als die entsprechenden Regelungen
in den alten Bundesländern27 .

22 Vgl. J. Linck, Die vorläufigen Verfassungen in den neuen
Ländern, in: Die Öffentliche Verwaltung, (1991) 17, S. 730-
737.
23 Zu den Verfassungsberatungen in den fünf Ländern vgl.
die Beiträge in Klaus Stern (Hrsg.), Deutsche Wiederver-
einigung, Bd. 3, Köln 1992, sowie die Länderberichte in J.
Hartmann (Anm. 10).
24 Verfassungen des Freistaates Sachsen vom 5. 6.1992; des
Landes Sachsen-Anhalt vom 17. 7. 1992; des Landes Bran-
denburg vom 20. 8. 1992; des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern vom 23. 5. 1993; des Freistaates Thüringen vom 29. 10.
1993.
25 Vgl. W. Jann/B. Muszynski (Anm. 19), S. 198.
26 Dieter Franke, Der Entwurf der brandenburgischen
Landesverfassung, in: K. Stern (Anm. 23), S. 11.

27 Vgl. Harald Fliegauf, Verfassungsgesetzgebung und
Volksentscheid, in: Landes- und Kommunalverwaltung,
(1993) 6, S. 182.
28 Zum Aufbau der Ministerien im Lande Brandenburg vgl.
Jürgen Linde, Der Neuaufbau eines Landes: das Beispiel
Brandenburg, in: Staatswissenschaften und Staatspraxis,
(1991), S. 292: „Es mußten Räume angemietet werden ...
vom Kugelschreiber über die Schreibmaschine ... mußte al-
les neu beschafft werden.“ Zum Justizministerium des Landes
Brandenburg vgl. Rainer Faupel, Der Neuaufbau der Justiz in
Brandenburg, Baden-Baden 1992, S. 13: „Insgesamt 5 Di-
plomjuristen und 3 weitere Mitarbeiter, einschließlich
Schreibkräften und Fahrer, fand Dr. Hans-Otto Bräutigam
vor, als er am 22. November 1990 als Justizminister vereidigt
worden war.“ Zum Neubau der Landesministerien vgl. Klaus
König/Volker Meßmann, Organisations- und Personalpro-
bleme der Verwaltungstransformation in Deutschland, Ba-
den-Baden 1995, S. 97 ff.; Andreas Keller, Aufbau der neuen
Länderverwaltungen, KSPW-Expertise, Ms., Hochschule
für Verwaltungswissenschaften Speyer, Speyer 1996; Man-
fred Miller, Vorstudien zur Organisation und Reform der
Landesverwaltungen, in: Speyerer Forschungsberichte,
(1995) 149.

Die am 14. Oktober 1990 gewählten neuen ost-
deutschen Landtage verabschiedeten als erste
Gesetzgebungsakte zunächst „vorläufige Landes-
verfassungen“22 . Diese beschränkten sich auf
knappe Organisationsstatute, insbesondere zur
verfassungsrechtlichen Stellung von Landtag und
Landesregierung. An der Ausarbeitung der end-
gültigen Landesverfassungen, der sich die neuen
Landtage sogleich zuwandten, entzündeten sich
lebhafte politische Diskussionen und Auseinan-
dersetzungen, in denen die neuen landespoliti-
schen Arenen Konturen und die Landtage und
ihre Abgeordneten - in ihrer überwiegenden
Mehrzahl Politikneulinge - als maßgebliche lan-
despolitische Akteure Profil gewannen23 . Die
neuen Landesverfassungen traten zwischen Juni
1992 (Sachsen) und Oktober 1993 (Thüringen) in
Kraft24 ; allein in Brandenburg war zusätzlich ein
Volksentscheid über die neue Verfassung vorgese-
hen, dem die Brandenburger am 14. Juni 1992 bei
einer Wahlbeteiligung von 48 Prozent mit einer
überwältigenden Mehrheit (94 Prozent) zustimm-
ten25 .

Den neuen Landesverfassungen sind Grundzüge
gemeinsam, in denen spezifische ostdeutsche Ent-
stehungsbedingungen und Erfahrungen zu erken-
nen sind. Zum einen weisen die meisten von ihnen
breite Grundrechts- und Staatszielkataloge auf.
Dies gilt besonders ausgeprägt in der Verfassung
Brandenburgs, wo die Regelungen (etwa zu politi-
schen Mitgestaltungs-, Akteneinsichtsrechten
usw.) „von einem stark ausgeprägten Mißtrauen
gegenüber dem früher als allgegenwärtig erlebten
Staat und der Betonung der Bedeutung der
Grundrechte für den demokratischen Prozeß“26
bestimmt scheinen. Zum andern wurden in den
Verfassungen von Brandenburg, Sachsen und 
Sahsen-Anhalt plebiszitäre Verfahren im Drei-

IV. Um- und Neubau
der Landesverwaltung

Die verwaltungsgeschichtlich schier beispiellose
Aufgabe, vor die sich die nach den Landtagswah-
len vom 14. Oktober 1990 gebildeten neuen Lan-
desregierungen sogleich gestellt sahen, war durch
eine zweifache Herausforderung gekennzeichnet:
Auf der einen Seite galt es, die vom untergegange-
nen DDR-Staat hinterlassenen Organisations- und
Personalstrukturen (von den 1 000 „Verwaltungs-
organen und Einrichtungen“ des DDR-Staats ent-
fielen, der Zuständigkeitsregelung des Grundge-
setzes folgend, rund 800 auf die Länder und 200
auf den Bund) aufzulösen oder in eine dem födera-
tiv-dezentralen Staatsaufbau der Bundesrepublik
entsprechende Verwaltungsorganisation einzufü-
gen.

Auf der anderen Seite ging es darum, zum Teil völ-
lig neue Verwaltungsstrukturen - insbesondere auf
der Ebene der Landesregierungen - aufzubauen,
für die es im DDR-Staatsaufbau - seit der Beseiti-
gung der Länder durch das SED-Regime im Jahr
1952 - kein Pendant gegeben hatte; bei ihrem Auf-
bau mußte denn buchstäblich „bei Null“ angefan-
gen werden .
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Zur Auseinandersetzung mit dem organisations-
und personalstrukturellen Erbe des DDR-Staates
stand den neuen Landesregierungen die ihnen im
Einigungsvertrag eingeräumte befristete Befugnis
zu Gebote, die auf das Land übergegangenen
„Verwaltungsorgane und Einrichtungen“ des
DDR-Staats „abzuwickeln“29 . Da die Entschei-
dung, ob eine Einrichtung abzuwickeln oder aber
zu übernehmen sei, bis Ende 1990 zu treffen war,
standen die Landesregierungen unter enormem
Zeitdruck. Die Hektik, wenn nicht Chaotik dieser
Umbruchphase wird im nachstehenden Bericht zur
Entwicklung in Sachsen eindringlich beschrie-
ben30:

29 Vgl. Einigungsvertrag, Ani. 1, Kap. XIX, Abschn. III,
Ziffer 1 Abs. 2, (Anm. 17), S. 470: Die Beschäftigten von
Einrichtungen, deren „Abwicklung“ von Bund bzw. Land (bis
zum 31. 12. 1990) beschlossen wurde, kamen in die sog.
„Warteschleife“. Ihre Arbeitsverhältnisse „ruhten“, während
die Arbeitnehmer ein monatliches „Wartegeld“ in Höhe von
70 Prozent des durchschnittlichen Arbeitsentgelts der letzten
sechs Monate beanspruchen konnten. Wurde der Arbeit-
nehmer nicht innerhalb von sechs Monaten weiterverwendet,
endete sein „ruhendes“ Arbeitsverhältnis endgültig.
30 Vgl. A. Keller (Anm. 28), S. 100. Die im nachstehenden
Zitat enthaltenen Zitate stammen aus von Keller geführten
Interviews.

31 Werner Ruckriegel, Neubau der Verwaltung in Bran-
denburg, in: Hans-Joachim von Oertzen (Hrsg.), Rechts-
staatliche Verwaltung im Aufbau II. Sonderbehörden und
Einheit der Verwaltung, Baden-Baden 1993, S. 52.
32 Ronald Brachmann, Zum Stand der Verwaltungsreform
in Sachsen-Anhalt, in: Landes- und Kommunalverwaltung,
(1996) 2, S. 35.
33 Kurt Biedenkopf, Regierungs- und Verwaltungspro-
bleme in einem neuen Bundesland, Speyerer Vorträge,
Speyer 1994, S. 22.
34 Vgl. den Beitrag von Sabine Lorenz und Kai Wegrich in
diesem Heft.

„Für die Übernahme oder Abwicklung von Behör-
den, über die nach dem Einigungsvertrag im Jahr
1990 entschieden werden mußte, war das Staatsmi-
nisterium des Inneren zuständig. Ein Problem die-
ser Aufgabe bestand unter anderem darin, daß
man nicht wußte, ob es sich bei den von gemeinsa-
men Einrichtungen wahrgenommenen Aufgaben
um Bundes- oder Landesaufgaben handelte. Im
Dezember 1990 wurde eine Kabinettsvorlage zu
diesem Problemkomplex erarbeitet, ,1m Kabinett
herrschte ... (die) Meinung, nur das zu überneh-
men, was unbedingt und auf jeden Fall künftig
Landesaufgabe ist.1 So wurden in einer Kabinetts-
sitzung kurz vor Weihnachten 1990 an einem Tag
sämtliche Institutionen - eine Liste mit 28 Seiten -
abgehandelt. ,Alles, was nicht positiv übernommen
wurde - bis zum Jahresende -, war abzuwickeln/
Ein erklärtes Ziel der Staatsregierung war es, ,mit
möglichst wenig Personal anzufangen’. Man hat
allerdings auch ,Dinge abgewickelt, die man nach-
her rückgängig gemacht hat4 ... Es herrschten
teilweise chaotische Verhältnisse’, eine ,neue

Unübersichtlichkeit’ bestimmte die (Verwaltungs-)
Aufbausituation.“

Hatte sich die Landesregierung dafür entschieden,
die Verwaltungsorgane und Einrichtungen und 
deren Personal zu übernehmen, also nicht abzu-
wickeln, bestand die verwaltungspolitische Auf-
gabe darin, diese in die aufzubauende Landesver-

waltungsorganisation einzupassen. „Oft wurden
die Ruinen der alten Dienststellen mit ihrem Per-
sonalbestand und ihrer sächlichen Ausstattung
zum Steinbruch für die neuen Behörden.“31
„Zumeist haben die Einrichtungen nur eine Meta-
morphose durchgemacht und wurden in veränder-
ter Organisationsform weitergeführt. Alles in
allem ist so beim Aufbau der Landesverwaltung ...
ein ziemlich bunter Teppich entstanden, der durch
das Nebeneinander von allgemeiner Verwaltung
und einer Vielzahl von Sonderbehörden und Ein-
richtungen gekennzeichnet ist.“32

Beim Neubau der Verwaltungsstrukturen in den
ostdeutschen Ländern standen auf der einen Seite
die (exogenen) Organisationsmodelle und -erfah-
rungen der westdeutschen Institutionenwelt, in
Sonderheit des jeweiligen westdeutschen Partner-
landes, Pate. Die Vorüberlegungen und Vorbe-
reitungen setzten schon im Frühjahr 1990 ein.
Ostdeutsche Vertreter aus den zur Neubildung
anstehenden Ländern und Fachleute aus den west-
deutschen Partnerländern bildeten Arbeits-
gruppen, in denen die künftigen Strukturen der
Landesverwaltung, insbesondere der Landesmini-
sterien, entworfen wurden. So kann es nicht ver-
wundern, daß die neuen Organisationsstrukturen
die Handschrift der Berater und Verwaltungshel-
fer aus dem jeweiligen westdeutschen Partnerland
trugen. Teilweise waren die organisationskonzep-
tionellen Vorarbeiten bis zum 3. Oktober 1990 so
weit vorgeschritten, daß, wie der sächsische Mini-
sterpräsident Kurt Biedenkopf bemerkte, „die
Struktur für die neue Regierung bereits entwickelt
war, und zwar in einer Form, die ich ohne wesent-
liche Veränderungen übernehmen konnte“33 . (In
den Städten und Kreisen hatte der Umbruch der
politischen und administrativen Strukturen nach
den demokratischen Kommunalwahlen vom 7. Mai
1990 - auf der Grundlage der neuen DDR-Kom-
munalverfassung vom 17. Mai 1990 - bereits ein
halbes Jahr vor dem Neuaufbau der Landesverwal-
tung eingesetzt und war in ähnlicher Weise von
Verwaltungshilfe und Beratern aus den westdeut-
schen Partnerkommunen beeinflußt34.)
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Auf der anderen Seite erwies sich der institutio-
nelle Um- und Neubau (ungeachtet des Einflusses
der westdeutschen Verwaltungshilfe und Verwal-
tungshelfer) als das Werk der ostdeutschen Ak-
teure in den ostdeutschen Entscheidungsarenen
und war von Anfang an merklich (und mit fort-
schreitender Zeit zunehmend) - sei es geschicht-
lich, sei es aktuell - von in den ostdeutschen Gege-
benheiten wurzelnden (endogenen) Faktoren
bestimmt:

- So ist ganz allgemein daran zu erinnern, daß
die ostdeutsche Institutionenbildung zwar un-
mittelbar an der föderativ-dezentralen Institu-
tionenwelt der alten Bundesrepublik Maß
nahm, jedoch damit zugleich an die eigene, in
der gemeinsamen deutschen Politik- und Ver-
fassungsgeschichte verankerte (vor-kommuni-
stische und vor-nationalsozialistische) Institu-
tionentradition anknüpfte.

- Für die Entscheidung der Länder Brandenburg
und Mecklenburg-Vorpommern (und modifi-
ziert Thüringen), die vom DDR-Staat hinterlas-
sene Bezirksebene abzuschaffen und künftig 
auf eine staatliche Mittelinstanz zu verzichten,
war offenkundig auch der „emotional ge-
färbte“35 Beweggrund bestimmend, daß sich
die Bezirksebene der DDR als regionaler Brük-
kenkopf der zentralistischen Partei- und Staats-
herrschaft in den Augen der Bevölkerung und
aus der Sicht der Kommunen nachhaltig diskre-
ditiert hatte36 .

35 Heinz Eggert, Die Entwicklung der Verwaltung in den
neuen Ländern, in: Verwaltungsführung Organisation Perso-
nal (VOP), (1993) 15, S. 372.
36 Vgl. H. Wollmann (Anm. 3), S. 86 ff.
37 Vgl. Wolfgang Seibel, Innovation, Imitation, Persistenz:
Muster staatlicher Institutionenbildung in Ostdeutschland
seit 1990, in: Andreas Eisen/Hellmut Wollmann (Hrsg.), In-
stitutionenbildung in Ostdeutschland. Zwischen externer
Steuerung und Eigendynamik, Opladen 1996, S. 11 ff.
38 Vgl. Andreas Eisen, Institutionenbildung im Trans-
formationsprozeß. Der Aufbau der Umweltverwaltung in
Sachsen und Brandenburg 1990-1994, Baden-Baden 1996,
S. 221; vgl. auch H. Wollmann (Anm. 3), S. 88.

39 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Integration der Staatsfunk-
tionäre der DDR in das Berufsbeamtentum: Professio-
nalisierung und Säuberung, in: W. Seibel u. a. (Anm. 4),
S. 190-206; siehe zu diesem Kapitel auch den Beitrag von
Hans-Ulrich Derlien in diesem Heft.

- Im Aufbau der neuen Fachverwaltungen schlug
teilweise das gebietliche, organisations- und per-
sonalstrukturelle Beharrungsvermögen („Per-
sistenz“) der DDR-Verwaltung durch .37 38

- In den neuen Landes- und Kommunalverfas-
sungen sowie beispielsweise im landespoliti-
schen Verzicht auf eine Gemeindegebietsre-
form mit den Mitteln von Eingemeindung und
Gemeindezusammenlegung machte sich das
basisdemokratische und Bürgerbewegungs-

Erbe der Wende- und Umbruchphase gestal-
tend geltend.

- Schließlich wurde die Institutionenbildung von
Anfang an von partei- und koalitionspoliti-
schen Interessen und Kompromissen in den ost-
deutschen Politik- und Entscheidungsarenen,
von den Handlungsstrategien und -fähigkeiten
(„will and skill") der Akteure, mit anderen
Worten, von der „Normalität“ des politischen
Prozesses unter pluralistisch-parteienstaatli-
chen Rahmenbedingungen bestimmt.

Die beachtlich weiten institutioneilen Gestaltungs-
spielräume widerspiegelnd, die die Länder im bun-
desrepublikanischen Verfassungssystem besitzen,
wies die Institutionenbildung in den ostdeutschen
Ländern (und ähnlich in den Kommunen) von
vornherein eine bemerkenswerte Vielfalt (inner-
halb der Grundstrukturen) auf.

V. Personeller Umbruch

Insbesondere bei der Besetzung der Spitzen-, Füh-
rungs- und Leitungspositionen in den „aus dem
Boden zu stampfenden“ Landesministerien trat
ein Personaldefizit und „Elitenvakuum“39 zutage.
Zum einen ergab sich dieses daraus, daß eine Wie-
der- oder Weiterbeschäftigung der bisherigen
administrativen Führungskader des SED-Regimes
in den neuen Verwaltungsstrukturen aus politi-
schen Gründen nicht in Betracht gezogen wurde.
Vor diesem Hintergrund erwies sich die Besonder-
heit des Umbruchs in Ostdeutschland gerade
darin, daß - zunächst insbesondere im Rahmen
der Partnerschaften zwischen ost- und westdeut-
schen Ländern - ein massiver westdeutscher Per-
sonal- und Elitentransfer zur vorübergehenden
oder dauerhaften Besetzung von Führungs- und
Leitungspositionen in den neuen Verwaltungen in
Gang kam. Darüber hinaus wurden in erheblichem
Umfange Ostdeutsche eingestellt, die bislang
außerhalb des Staatsapparats (in Wirtschaftsbe-
trieben, wissenschaftlichen Einrichtungen usw.)
tätig gewesen und insoweit Verwaltungsneulinge
waren. Damit war der Neubau der Landesverwal-
tung, zumal Ministerialverwaltung, zum einen von
einem massiven westdeutschen Personaltransfer
und zum andern von der Rekrutierung ostdeut-
schen Neupersonals gekennzeichnet.

23 Aus Politik und Zeitgeschichte B 5/98



Als besonders hoch erwies sich der Anteil der
Westbeamten an den ministeriellen Spitzen- und 
Leitungspositionen. Die Staatssekretäre waren
durchweg, die Abteilungsleiter überwiegend und 
die Referatsleiter zum erheblichen Teil Westdeut-
sche, vor allem in den Fachministerien (Justiz,
Inneres, Finanzen), in denen juristische Kompe-
tenz besonders gefragt ist40 .

40 Vgl. hierzu J. Linde (Anm. 28), S. 282-303 (auf der Basis
einer im Mai 1991 in den Ministerien des Landes Branden-
burg durchgeführten Personalerhebung) sowie Horst Dams-
kis/Bärbel Möller, Verwaltungskultur in den neuen Bundes-
ländern, Frankfurt am Main 1997 (auf der Basis einer 1994/95
in den Innen-, Sozial- und Umweltministerien von Branden-
burg und Sachsen durchgeführten Untersuchung).
41 Auf Basis der erstmals zum 30. Juni 1991 erhobenen
Personalstatistik.
42 Zitiert nach A. Keller (Anm. 28), S. 117.
43 Einigungsvertrag. Ani. I, Kap. XIX, Abschn. III, Ziffer 1,
Abs. 4 und 5, in: Verträge (Anm. 17), S. 471; vgl. H. Wollmann
(Anm. 2), S. 57 ff.

44 Vgl. K. König/V. Meßmann (Anm. 28), S. 86; Dieter
Majer, Ein halbierter Rechtsstaat in Ostdeutschland? Unter-
schiedliche Kriterien bei der Überprüfung von Angehörigen
des öffentlichen Dienstes der ehemaligen DDR, in: Kritische
Justiz, (1992) 1, S. 162 f.
45 Vgl. H. Wollmann (Anm. 3), S. 97.
46 Vgl. ebd., S. 97 ff., insbesondere die Tabellen 3 bis 5.
47 Regina Ehrhardt, Fortbildung für den Verwaltungsauf-
bau, in: Rainer Pitschas (Hrsg.), Verwaltungsintegration in
den neuen Bundesländern, Berlin 1993, S. 241.
48 Vgl. Gertrud Kühnlein, Verwaltungspersonal in den
neuen Ländern: Fortbildung und Personalpolitik in ost-
deutschen Kommunen, in: Modernisierung des öffentlichen
Sektors, Sonderband 6, Berlin 1997.
49 Hubert Meyer, Länderreport: Mecklenburg-Vorpom-
mern, in: Landes- und Kommunalverwaltung, (1991) 10,
S. 339.

War einerseits die ostdeutsche Personaldecke für
die Rekrutierung der Leitungspositionen in den 
Landesministerien aus politischen und Qualifikati-
onsgründen schmal, so war andererseits die Perso-
nalentwicklung in der Landesverwaltung insge-
samt dadurch geprägt, daß erhebliche Teile des
personell aufgeblähten Staatsapparats der DDR
gemäß Artikel 13 Absatz 2 Einigungsvertrag auf
die neuen Länder übergegangen waren. Mitte 1991
zählten die ostdeutschen Bundesländer rund
634 000 Landesbedienstete41 , mit 39,9 Landesbe-
diensteten pro 1 000 lag die „Personaldichte“ in
den ostdeutschen Landesverwaltungen zu diesem
Zeitpunkt damit um ein Drittel über der in den
alten Bundesländern mit 30,2. Die vom DDR-
Staat geerbte personelle Überbesetzung stellte,
wie Ministerpräsident Kurt Biedenkopf noch Ende
1992 unterstrich, „nach wie vor das größte Pro-
blem auf der Landesebene“ dar42 .

Für die personalrechtliche und -wirtschaftliche
Auseinandersetzung mit den vom DDR-Staat hin-
terlassenen Personalbeständen war den Ländern
im Einigungsvertrag - neben der erwähnten Son-
derbefugnis der Abwicklung - ein außerordent-
liches Sonderkündigungsrecht, um sich von durch
Verbindungen mit der Staatssicherheit (Stasi) des
SED-Regimes belastetem Personal zu trennen,
und ein (letztlich bis 31. 12. 1993 befristetes)
ordentliches Sonderkündigungsrecht eingeräumt
worden, um unter arbeitsrechtlich erleichterten
Bedingungen insbesondere auch „betriebsbedingte
Kündigungen“ aussprechen zu können43 .

Bei der Stasi-Überprüfung ihrer Bediensteten und
den hieraus gezogenen Konsequenzen gab es in
den neuen Bundesländern keine einheitliche

Linie44 . Im Land Mecklenburg-Vorpommern zum
Beispiel wurden bis Anfang 1996 fast 90 Prozent
der Landesbediensteten überprüft. Bei 6,6 Prozent
von ihnen wurde eine Stasi-Mitarbeit festgestellt;
etwa ein Drittel von diesen wurde entlassen45 .

Von Mitte 1991 bis Mitte 1992 wurde das ostdeut-
sche Landespersonal um 7,81 Prozent, bis Mitte
1993 um weitere 4,88 Prozent und bis Mitte 1994
noch einmal um 3,92 Prozent verringert. Binnen
dreier Jahre schieden knapp 16 Prozent oder jeder
sechste der ostdeutschen Landesbediensteten aus.
Die scharfe Stellenreduzierung von 1991 bis 1993
dürfte zu einem erheblichen Teil auf die Ausübung
des einigungsvertraglichen ordentlichen Sonder-
kündigungsrechts zurückzuführen sein. Darüber
hinaus wurden überwiegend vertragliche Auflösun-
gen (in Verbindung mit Abfindungen, dem sog. gol-
denen Handschlag) angestrebt. Hinter den dürren
statistischen Zahlen46 verbergen sich tausendfache
individuelle Existenzängste und soziale Nöte.

Neben dem finanzpolitischen Diktat eines radika-
len Personalabbaus stellte sich den Ländern - wie
auch den Kommunen - als zentrale personalwirt-
schaftliche und -politische Aufgaben die Fort- und
Weiterbildung ihrer Beschäftigten, um diese für die
neuen Gegebenheiten einer rechtsstaatlichen Fach-
verwaltung zu qualifizieren. Auf diese „gigantische
wie historisch einmalige Fortbildungswelle“47 kann 
hier nur summarisch hingewiesen werden .

VI. Verwaltungspolitische Schwach-
punkte der unmittelbaren Um- und 

Neubauphase

Die Verwaltungspolitik der Landesregierungen
zeigte sich in ihrer ersten Gestaltungsphase darin
als „zu zentralistisch“49 , daß als landesunmittel-
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barer Verwaltungsunterbau eine Vielzahl von Lan-
desoberbehörden und unteren staatlichen Sonder-
behörden auch für solche Aufgaben (beispielsweise
im Natur-, Umwelt-, Denkmalschutz) geschaffen
wurden, für die in der Normalität des westdeut-
schen Institutionenmodells vielfach die Landkreise
und Städte, sei es als allgemeine untere Verwal-
tungsbehörde, sei es im übertragenen Aufgaben-
kreis, tätig werden. In diesem „zentralistischen“
Vorgehen kam die Überzeugung der (weitgehend
von Westbeamten geleiteten) Landesministerien
zum Ausdruck, daß die landespolitischen Ziele in
der Turbulenz des Umbruchprozesses besser durch
einen landeseigenen Verwaltungsunterbau zu ver-
wirklichen seien, anstatt hierfür auf die Landkreise
und Gemeinden angewiesen zu sein. Zudem hatten
sich die Kreise und Städte, insbesondere die neuen
Landräte und Oberbürgermeister, in der zurücklie-
genden Phase des „Wilden Ostens“ (so wird gele-
gentlich jene Phase zwischen Mai 1990 und Okto-
ber 1990 genannt, als die zentrale DDR-Regierung
zunehmend in Agonie verfiel und neue Landesre-
gierungen nocht nicht bestanden, die Kreise und
Gemeinden also in einem weitgehend „aufsichts-
freien“ Raum agierten50) ihre neugewonnene kom-
munale Autonomie in einem Maße in Anspruch
genommen, die den Ministerien eine landespoliti-
sche Gegensteuerung durch landeseigene Verwal-
tungsstellen geraten sein ließ. Überdies schienen
die Kreise und Städte, solange eine umgreifende
kommunale Gebiets- und Organisationsreform
noch ausstand, für die Übernahme weiterer öffent-
licher Aufgaben weder organisatorisch noch perso-
nell gerüstet zu sein. Schließlich standen die Lan-
desregierungen aber auch unter dem Druck, die
von ihnen nicht abgewickelten Verwaltungsteile
und Personalstäbe in landeseigenen Strukturen
unterzubringen. Mit Blick auf den erhöhten Besatz
mit Landesoberbehörden im (zweistufigen, auf
eine Mittelinstanz verzichtenden) Land Branden-
burg wurden denn die landesorganisatorische
„Kopflastigkeit“51 sowie, die vertikalen Stränge
von Landesoberbehörden und unteren Sonder-
behörden vor Augen, die Entstehung einer „säu-
lenartigen, nach Geschäftsbereichen abgeschotte-
ten Verwaltungskultur“ notiert52 . Ähnliche „Un-

50 Vgl. Jan Hoesch, Zum Verwaltungsaufbau in den neuen
Bundesländern, in: Recht und Politik, (1993) 3, S. 141; Wolf-
gang Polte, Erfahrungen und Probleme im Verhältnis von
Selbstverwaltung und Aufsicht - aus der Sicht einer kreis-
freien Stadt, in: H. J. von Oertzen (Hrsg.), Rechtsstaatliche
Verwaltung im Aufbau III. Selbstverwaltung und Aufsicht,
Baden-Baden 1994, S. 43.
51 Vgl. Heinz Köstering, Vier Jahre Verwaltungsaufbau im
Lande Brandenburg - Rezeption, Evolution oder Innova-
tion?, in: Verwaltungsrundschau, (1995) 3, S. 83-89.
52 Vgl. W. Ruckriegel (Anm. 31), S. 53.

53 Vgl. R. Brachmann (Anm. 32), S. 35.
54 Vgl. A. Rösler, Zur Beibehaltung traditioneller Ge-
meindegrößen in der ehemaligen DDR, in: Günter Püttner/
Wolfgang Bernet (Hrsg.), Verwaltungsaufbau und Verwal-
tungsreform in den neuen Ländern, Köln u. a. 1991, S. 29-56.
55 Verlauf und Ergebnis der in den neuen Bundesländern
noch in der ersten Wahlperiode der Landtage erstaunlich zü-
gig durchgeführten kommunalen Gebiets- und Organisa-
tionsreformen können an dieser Stelle nur angetippt werden.

gereimtheiten in der Aufbauorganisation“ wurden
in der Verwaltungsorganisation des (dreistufigen)
Landes Sachsen-Anhalt identifiziert53 .

VII. Die „zweite Welle“ des
Umbruchs der Landesverwaltung

Die Gebietsstruktur der kommunalen Ebene be-
stand bei der Neubildung der Länder zum einen
aus 191 Kreisen (mit durchschnittlich 60 000 Ein-
wohnern). Diese gingen auf die 1952 vom SED-
Regime durchgeführte tiefgreifende Veränderung
des Organisationsmodells des DDR-Staates zu-
rück, in der die Länder praktisch abgeschafft, die
14 Bezirke neu geschaffen und die Zahl der Kreise
von 132 auf 217 (191 Land- und 26 Stadtkreise)
erhöht worden waren. Zum andern existierten
7 500 Gemeinden, davon mehr als die Hälfte mit
weniger als 500 Einwohnern. Deren Gebietszu-
schnitt reichte überwiegend in das letzte Jahrhun-
dert zurück und hatte während der DDR-Zeit
keine wesentlichen Veränderungen erfahren54 .

Nach der Wende stimmten die ostdeutschen Lan-
despolitiker und ihre westdeutschen Berater darin
überein, daß tiefgreifende kommunale Gebiets-
und Organisationsreformen5 ’ unerläßlich Seien,
um die administrative Handlungsfähigkeit der
kommunalen Ebene zu stärken und die Vorausset

55

-
zungen für eine sich anschließende Funktional-
reform zu schaffen, die eine Übertragung von zu-
nächst durch unmittelbare obere und untere
Landesbehörden erledigten Aufgaben auf die
Kreise und Städte bringen sollte.
In der Konzipierung und Verwirklichung dieser
Reformen verfolgten die Landesregierungen und
-Parlamente für die Kreise und Gemeinden durch-
aus unterschiedliche Strategien. Während die Lan-
despolitiker durchweg entschlossen waren, die
Landkreise durch Zusammenlegung deutlich zu
vergrößern, teilten sie (bis auf Sachsen) von vorn-
herein die (unverkennbar durch die basisdemokra-
tischen Erfahrungen der Wende gespeiste) Über-
zeugung, daß eine Gebietsreform der bestehenden
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Gemeinden durch die Bildung neuer Einheitsge-
meinden (ungeachtet der teilweise extrem gerin-
gen Größe der Gemeinden im flachen Land) nicht
in Betracht zu ziehen sei, sondern daß alternative
Wege zur Stärkung der gemeindlichen Verwal-
tungskraft einzuschlagen seien.

Die Kreisgebietsreformen traten in den neuen
Ländern - nach teilweise heftigen politischen Kon-
flikten, die sich um den Zuschnitt der neuen
Kreise sowie um die Sitzgemeinde der künftigen
Kreisverwaltung drehten - mit Beginn der zweiten
kommunalen Wahlperiode (in Brandenburg am
5. Dezember 1993, in den übrigen Ländern am
12. Juni 1994) in Kraft. Wurde die Zahl der Land-
kreise in den neuen Ländern insgesamt (von 189
auf 87) etwa halbiert, so fiel die Zusammenlegung
der Kreise in Brandenburg und Mecklenburg, wo
auf die Einführung einer Mittelinstanz verzichtet
und den Kreisen zusätzliche kleinregionale Aufga-
ben zugewiesen wurden, mit einer runden Dritte-
lung ihrer Zahl (in Brandenburg von 38 auf 14 und 
in Mecklenburg-Vorpommern von 38 auf 14) noch
ausgeprägter aus.

Hinsichtlich der Gemeinden entschieden sich die
neuen Bundesländer - außer Sachsen - für eine
neue Organisationsform der Gemeindeebene, bei
der - „als ein in den alten Bundesländern erprobtes
Mittel einer,weichen' Gemeindegebietsreform“56 -
einerseits die Gemeinden als kommunale Gebiets-
körperschaften und politische Trägerinnen der
kommunalen Selbstverwaltung erhalten blieben
und andererseits eine neue institutioneile Ebene
zwischen Gemeinde- und Kreisebene als admini-
strative Geschäftsstellen und Verwaltungseinheiten
der ihnen zugeordneten Gemeinden neu geschaf-
fen wurden57 . Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern entschieden sich - in Anlehnung an
Schleswig-Holstein - für die Einführung von
Ämtern, während in den Ländern Sachsen-Anhalt
und Thüringen, dem Beispiel der süddeutschen
Partnerländer Baden-Württemberg und Bayern
folgend, der Einrichtung von Verwaltungsgemein-
schaften der Vorzug gegeben wurde. Demgegen-
über zielte die Landesregierung von Sachsen von
vornherein auf die Schaffung von größeren Ein-
heitsgemeinden im Wege einer Gemeindege-
bietsreform; durch die Verbindung von landespoli-
tischem Druck und finanziellen Anreizen hat sich
inzwischen die Zahl der Gemeinden als Ergebnis
von (freiwilligen) Gemeindezusammenschlüssen

56 Vgl. Werner Beck, Zur Lage der Verwaltungsgemein-
schaften in Sachsen-Anhalt, in: Landes- und Kommunalver-
waltung, (1996) 2, S. 46.
57 Vgl. H. Wollmann (Anm. 1), S. 292.

58 Vgl. Brandenburg Kommunal, (1996) 18/19.
59 Vgl. H. Meyer (Anm. 49), S. 337.
60 Ders., Verwaltungsreform, unveröff. Ms., 1995, S. 2; vgl.
auch Landesregierung Brandenburg, Funktionalreform,
Endbericht, Potsdam 1997.

deutlich von 1 626 (im Jahr 1990) auf 848 (Mitte
1996) vermindert. Aber auch im Land Branden-
burg vollzog die Landesregierung unlängst einen
Strategiewechsel, indem sie nunmehr ebenfalls auf
die Bildung größerer Einheitsgemeinden (anstelle
der bisherigen Ämterbildung) drängt58 .

Nachdem in den neuen Ländern durch die Kreisge-
biets- und Gemeindeorganisationsreformen die
Voraussetzungen für eine größere administrative
Leistungsfähigkeit der kommunalen Ebene ge-
schaffen worden waren, wurden Schritte einer
Funktionalreform durch Übertragung, also Dezen-
tralisierung oder zumindest Dekonzentrierung von
bislang durch unmittelbare Landesbehörden erle-
digten Aufgaben auf die kommunale Ebene (d. h.
Kreise und kreisfreie Städte, aber auch Ämter und
Verwaltungsgemeinschaften) eingeleitet. Diese
zielten wesentlich darauf, die in der unmittelbaren
Umbruchphase „zu zentralistisch“59 installierten
Organisationsstrukturen der Landesverwaltung ab-
zubauen und zu korrigieren. Den Auftakt gab das
Land Mecklenburg-Vorpommern mit der Verab-
schiedung eines Funktionalreformgesetzes vom
5. Mai 1994. Den konzeptionell umfassendsten
Anlauf zur Funktionalreform unternahm bislang
das Land Brandenburg, wo die verwaltungspoliti-
sche Generallinie der Landespolitik von Anfang an
darauf zielte, eine zweistufige Landesverwaltung
aufzubauen, durch eine zügige Kreisgebiets- und
Gemeindeverwaltungsreform die Verwaltungskraft
der kommunalen Ebene zu stärken und dann im
Wege einer umfassenden Funktionalreform den 
Vollzug der Landesaufgaben weitgehend auf die
kommunale Ebene zu verlagern; nach einer Ab-
folge von Funktionalreformgesetzen, durch die
unter anderem die Zuständigkeiten der Kataster-
und der Wasserbehörden „kommunalisiert“ wor-
den sind, betrachtet die Landesregierung die Funk-
tionalreform in Brandenburg inzwischen als abge-
schlossen. Demgegenüber stehen andere neue
Bundesländer mit ihren funktionalreformerischen
Anstrengungen noch eher am Anfang. Hierbei wer-
den Fortschritte durch das Widerstreben der Fach-
ministerien, die in dem Verzicht auf eigene staatli-
che mittlere und untere Sonderbehörden einen
empfindlichen Machtverlust erblicken, aber auch
durch das Mißtrauen der Kommunen, behindert,
„daß der Staat die Übertragung der Aufgaben als
Möglichkeit zum Einsparen von Ausgaben be-
greift“60 .

Aus Politik und Zeitgeschichte B 5/98 26



VIII. Resümee

1. Der Um- und Neubau der Politik-, Verwal-
tungs- und Gerichtsstrukturen in den ostdeut-
schen Ländern hat sich in deren eigentlichen
Umbruch- und Gründungsphase, aber auch in
der sich unmittelbar anschließenden Periode der
institutionellen Konsolidierung und einer Reform
der Reform mit ihrer zweiten Veränderungs- und
Anpassungswelle, in einem Tempo vollzogen,
dessen Ausmaß man vollends gewahr wird, wenn
man die Institutionenbildung in Ostdeutschland
mit der in den anderen postsozialistischen Län-
dern in Mittel- und Osteuropa vergleicht: In
diesen waren zum einen die institutionenpoliti-
schen Unfertigkeiten der aus der unmittelbaren
Umbruchphase hervorgehenden institutioneilen
Strukturen aus Gründen, die in den länderspezi-
fischen Besonderheiten des Systemwechsels (in
Polen z. B. in den dilatorischen Kompromissen
des Machtübergangs) lagen, teilweise wesentlich
ausgeprägter, und es wurde zum andern deren
Korrektur und Reform der Reform durch den
Konflikt und Wettbewerb der auf der nationalen
Ebene operierenden politischen Parteien hintan-
gehalten, wenn nicht blockiert .61

61 Vgl. Hellmut Wollmann, Der Systemwechsel in Ost-
deutschland, Ungarn, Polen und Rußland, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 5/97, S. 3-15, sowie ders., Institutioneller
Umbruch in Ostdeutschland, Polen und Ungarn im Vergleich,
in: Berliner Journal für Soziologie, (1997) 4.

62 Vgl. H. Wollmann (Anm. 3), S. 138 f.; vgl. auch den Bei-
trag von Sabine Lorenz und Kai Wegrich in diesem Heft.

Im Unterschied zu der im Ziel eher noch offenen
und im Verlauf noch ungesicherten institutioneilen
Transformation in den anderen postsozialistischen
Ländern Mittel-Osteuropas folgte der institutio-
neile Um- und Neubau in Ostdeutschland durch
seine Einbettung in den Vereinigungsprozeß und
die Integration in das Institutionensystem der
alten Bundesrepublik einem Entwicklungspfad,
dessen Ziel, Verfahren und Tempo durch die
zugrunde liegende Integrationslogik weitgehend
(exogen) vorgegeben waren. In dem Maße, wie
zentrale Fragen des institutioneilen Modells
(föderative Struktur, Status und Struktur der kom-
munalen Selbstverwaltung usw.) bei der Neugrün-
dung vorentschieden waren (die in den anderen
postsozialistischen Ländern als Teil der machtpoli-
tischen Auseinandersetzung auf zentraler Ebene
noch ausgetragen werden mußten), waren die ost-
deutschen Eliten auf der Landesebene imstande,
die (regionalen) Entscheidungs- und Institutionali-
sierungsspielräume rasch auszufüllen.

2. Diese institutionenpolitischen Vorteile sind in-
dessen mit durchaus ernsthaften institutionenpoli-
tischen Kosten erkauft worden. Diese sind vor
allem darin zu erkennen, daß Organisationsstruk-
turen und -grundsätze aus der Institutionenwelt
der alten Bundesrepublik übernommen wurden,
die in der einschlägigen politischen und wissen-
schaftlichen Diskussion seit langem oder neuer-
dings als verfassungs- und institutionenpolitisch
problematisch, als überholt und reformbedürftig
diskutiert werden.

Ein folgenreicher Schwachpunkt ist zum einen
darin zu sehen, daß mit der Wiedereinführung
des Föderalismus auf der territorialen Basis der
1952 abgeschafften fünf Länder die kleinstaat-
liche Variante des deutschen Föderalismus ver-
stärkt wurde. Einmal etabliert, erweist sie sich
- wie die mißlungene Fusion von Berlin und
Brandenburg zeigt - als außerordentlich zählebig.
Dadurch, daß die ostdeutschen Bundesländer
bestrebt waren, sich möglichst rasch die vollstän-
dige, der Normalität der westdeutschen Länder
entsprechende institutionelle Ausstattung politi-
scher, administrativer und justitieller Einrichtun-
gen zuzulegen, ist in den kleinen ostdeutschen
Bundesländern eine institutioneile Überdichte
(„Überinstitutionalisierung“) zu beobachten, in
der es beispielsweise das Land Sachsen-Anhalt
(mit 2,7 Mio. Einwohnern) auf sage und schreibe
fünf institutionelle Ebenen (Landesregierung,
Mittelinstanz, Kreise, Verwaltungsgemeinschaften
und Gemeinden) bringt.

Schließlich: Zwar gab es in der Dramatik und Tur-
bulenz, in der sich der institutioneile Umbruch
und Neubau in Ostdeutschland abspielte, keine
realistische Alternative dazu und war es vernünf-
tig, daß sich die ostdeutschen Akteure (und ihre
westdeutschen Berater) weitgehend an den über-
kommenen Organisationsstrukturen und -grund-
sätzen der alten Bundesrepublik orientierten,
anstatt mit den (Anfang der neunziger Jahre auch
in der Bundesrepublik zunehmend unter dem
Stichwort eines Neuen Steuerungsmodells disku-
tierten) Ansätzen der Verwaltungsmodernisierung
und -reform zu experimentieren62 . Jedoch ist fest-
zustellen, daß - sieht man von der zweiten Welle
der zielstrebig und zügig verwirklichten Kreisge-
biets- und Gemeindeorganisationsreformen ab -
sich die um- und neugebauten Landesverwaltungs-
strukturen, mit dem bestehenden Organisationen
und Personalstäben eigentümlichen Beharrungs-
vermögen gegen den weiteren Fortgang der Ver-
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waltungsmodernisierung, insbesondere auf der
Ebene der Landesregierung und ihrer Ministerien
selbst, bislang sperren63 .

63 Vgl. Michael Bürsch, Die Modernisierung der deutschen
Landesverwaltungen, Friedrich Ebert Stiftung, Bonn 1996.

64 Vgl. Hellmut Wollmann, „Echte Kommunalisierung“ der
Verwaltungsaufgaben: Innovatives Leitbild für umfassende
Funktionalreform?, in: Landes- und Kommunalverwaltung,
(1994) 4, S. 105-109.

3. Stand die ostdeutsche Institutionenbildung mit-
hin einerseits unter dem Bann der westdeutschen
Instilutionenwelt und deren {exogenen) Vorgaben,
so war sie andererseits von in den ostdeutschen
Gegebenheiten, Erfahrungen und Einstellungen
wurzelnden (endogenen) Faktoren beeinflußt: In
den ostdeutschen Entscheidungsarenen - im we-
sentlichen von ostdeutschen Akteuren gestaltet -
stellen sich die institutioneilen Regelungen weitge-
hend als eine Verbindung aus der Rezeption west-
deutscher Grundstrukturen und Erfahrungen und
Eigenentwicklungen dar, in die ostdeutsche Be-
stimmungsfaktoren eingehen. Diese können sich
als gesamtdeutsche Innovationen erweisen, wo
Veränderungen eingeleitet werden, die Vorbild
auch für die Entwicklung in der alten Bundesrepu-
blik sein können. Ein Beispiel liefern die direktde-

mokratischen und partizipativen Elemente, die
sich in den Landes- und Kommunalverfassungen
der ostdeutschen Länder finden und die, wie die
kommunalverfassungsrechtliche Debatte in den 
alten Bundesländern zeigte, auf diese merklich
einwirkten. Ähnliches könnte etwa auch für die
(verwaltungspolitisch derzeit noch stagnierende)
Diskussion um die Regierungspräsidien gelten, in
der die Überlegungen, die staatliche Mittelinstanz
als Abbild und Erbe des im frühen letzten Jahr-
hundert übernommenen Napoleonischen Staats-
zentralismus aufzugeben, durch den Verzicht auf
diese Verwaltungsebene in zwei bzw. drei ostdeut-
schen Flächenländern Anstoß und Auftrieb erhal-
ten können. Ein weiteres Beispiel könnten die in
den ostdeutschen Ländern in Gang gekommenen
Funktionalreformen mit Elementen einer echten
Kommunalisierung von bislang durch Landesbe-
hörden erledigten Aufgaben geben64 .
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Sabine Lorenz/Kai Wegrich

Lokale Ebene im Umbruch:
Aufbau und Modernisierung der Kommunal-

verwaltung in Ostdeutschland

I. Einleitung

Mit dem Systemwechsel in der DDR und der deut-
schen Vereinigung begann ein umfassender gesell-
schaftlicher, politischer und ökonomischer Trans-
formationsprozeß, der auch auf der lokalen Ebene
zu umwälzenden Veränderungen unter anderem
des Institutionensystems führte. Der institutioneile
Umbruch und Neubau der ostdeutschen kom-
munalen Verwaltungsstrukturen vollzog sich seit
dem Untergang des DDR-Staates in einem
verwaltungshistorisch beispiellosen Zeitraffer.
Die ostdeutschen Kommunen hatten angesichts
des singulären Problemdrucks institutioneile Um-
bruchprozesse, die sich in den westdeutschen
Kommunen über mehrere Jahrzehnte hinweg
ereigneten, in nur wenigen Jahren zu bewältigen.
Dabei lassen sich zwei Phasen unterscheiden,
deren erste mit den demokratischen Kommunal-
wahlen in der Noch-DDR am 6. Mai 1990 und
dem Inkrafttreten der neuen DDR-Kommunalver-
fassung vom 17. Mai 1990 einsetzte („Grün-
dungsphase“1). Seit Mitte 1990 durchliefen die
kommunalen Strukturen im Übergang von der
zentralistischen DDR-Staatsorganisation zum
föderativen Verfassungs- , Rechts- und Aufgaben-
modell der Bundesrepublik einen fundamentalen
institutioneilen Um- und Neubau. Ihr folgte - mit
Beginn der zweiten kommunalen Wahlperiode
(Dezember 1993 in Brandenburg, Juni 1994 in den
übrigen vier neuen Bundesländern) - eine zweite
Verändenmgswelle, die durch neue Kommunalver-

Der Beitrag beruht - neben der zitierten Literatur - auf Er-
gebnissen des von der Hans-Böckler-Stiftung und der ÖTV
von 1994 bis 1996 geförderten und an der Humboldt-Unversi-
tät zu Berlin durchgeführten Forschungsprojekts „Verwal-
tungspolitik in Mecklenburg-Vorpommern“. Vgl. Kai Weg-
rich/Wolfgang Jaedicke/Sabine Lorenz/Hellmut Wollmann,
Kommunale Verwaltungspolitik in Ostdeutschland, Basel u. a.
1997.
1 Vgl. Hellmut Wollmann, Institutionenbildung in Ost-
deutschland. Rezeption, Eigenentwicklung oder Innovation?,
in: Andreas Eisen/Hellmut Wollmann (Hrsg.), Institutionen-
bildung in Ostdeutschland. Zwischen externer Steuerung und
Eigendynamik, Opladen 1996, S. 79-112.

2 Vgl. Udo Bullmann/Wito Schwanengel, Zur Transforma-
tion territorialer Politikstrukturen. Landes- und Kommunal-

fassungen der ostdeutschen Bundesländer, die
Kreisgebietsreformen und schließlich die unter
dem Stichwort „Neues Steuerungsmodell“ ge-
führte Verwaltungsmodernisierungsdebatte ausge-
löst wurde. Im folgenden Beitrag soll die Entwick-
lungsdynamik dieses Transformationsprozesses
unter der Fragestellung nachgezeichnet werden,
inwieweit der Umbau der ostdeutschen Kommu-
nalstrukturen durch den Sog der Integrationslogik
und damit durch den Transfer des ,Westmodells‘
geprägt war oder ob es auf kommunaler Ebene
spezifische ostdeutsche Eigenentwicklungen, even-
tuell sogar Innovationen, gegeben hat, die über das
traditionelle Institutionenmodell westdeutscher
Kommunen hinausgehen.
Nachdem einleitend die Ausgangs- und rechtlichen
Rahmenbedingungen des Systemwechsels auf
kommunaler Ebene kurz zu erläutern sind, sollen
in den folgenden Abschnitten die institutionell-
organisatorischen sowie personellen Aspekte des
politisch-administrativen Umbruchs in den kom-
munalen Arenen Ostdeutschlands beleuchtet wer-
den. Abschließend werden einige Aussagen zur
beginnenden Modernisierungsbewegung sowie zur
Leistungs- und Handlungsfähigkeit der neuen
kommunalen Institutionen zu treffen sein.

II. Ausgangs- und Rahmen-
bedingungen des Systemwechsels

auf kommunaler Ebene

1. Die Steilung der Kommunen im DDR-Staat
Entsprechend dem Prinzip des demokratischen
Zentralismus, das die Einheitlichkeit und Unteil-
barkeit der Staatsmacht gewährleisten sollte, fun-
gierten die Räte, Vertretungsorgane und Kommis-
sionen in den Kreisen, Städten und Gemeinden
der DDR als (örtliche) Organe der sozialistischen
Staatsmacht2 . War damit einerseits das in der deut-
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sehen Verfassungs- und Verwaltungstradition wur-
zelnde Institut der kommunalen Selbstverwaltung
abgeschafft worden, sollte andererseits 'mit dem
gesetzlich vorgeschriebenen Prinzip der „doppel-
ten Unterstellung“ vor allem die Einbindung der
lokalen Räte in eine durchgängige vertikale
Anweisungs- und Kontrollstruktur, die vom jewei-
ligen Fachministerium über die Fachabteilungen
(die sogenannten Fachorgane) in den Bezirksver-
waltungen bis in die Räte der Kreise und Städte
reichte, sichergestellt werden3 .

verwaltungen in den neuen Bundesländern, in: Susanne
Benzler/Udo Bullmann/Dieter Eißel (Hrsg.), Deutschland-
Ost vor Ort. Anfänge der lokalen Politik in den neuen Bun-
desländern, Opladen 1995, S. 195; Wolfgang Bernet/Helmut
Lecheier, Zustand einer DDR-Stadtverwaltung vor den
Kommunalwahlen vom 6.5. 1990, in: Landes- und Kom-
munalverwaltung, (1991) 2, S. 68-71; Wolfgang Bernet, Ge-
meinden und Gemeinderecht im Regimewechsel, in: Aus Po-
litik und Zeitgeschichte, B 36/93, S. 30.
3 Die andere Seite der „doppelten Unterstellung“ jedoch,
die der Räte unter die örtlichen Volksvertretungen, erwies
sich demgegenüber weitestgehend als Fiktion, da letzteren
keine politisch initiative und kontrollierende, sondern allen-
falls eine legitimierend-darstellende Rolle zukam. Vgl. Hell-
mut Wollmann, Transformation der ostdeutschen Kom-
munalstrukturen: Rezeption, Eigenentwicklung, Innovation,
in: Hellmut Wollmann/Hans-Ulrich Derlien/Klaus König/
Wolfgang Renzsch/Wolfgang Seibel, Transformation der po-
litisch-administrativen Strukturen in Ostdeutschland, Op-
laden 1997, S. 262.
4 Vgl. Deutscher Städtetag, Herstellung kommunalen Ei-
gentums und Vermögens in den neuen Bundesländern, DST-
Beiträge zur Kommunalpolitik, Reihe A, (1990) 12, Köln
1990.
5 W. Bernet (Anm. 2), S. 31.

6 H. Wollmann (Anm. 3), S. 260 f.
7 Ausführlich zur DDR-Kommunalverfassung siehe Franz-
Ludwig Knemeyer (Hrsg.), Aufbau der kommunalen Selbst-
verwaltung in der DDR, Baden-Baden 1990, darin insbe-
sondere: Siegfried Petzold, Der Übergang zur kommunalen
Selbstverwaltung - Bestandteil des demokratischen Er-
neuerungsprozesses in der DDR; Otto N. Bretzinger, Die
Kommunalverfassung der DDR. Ihre Einordnung in die Tra-
dition und ihr Beitrag zur Fortentwicklung des deutschen
Kommunalrechts, Baden-Baden 1994; Gerd Schmidt-Eich-
staedt u. a., Gesetz über die Selbstverwaltung der Gemeinden
und Landkreise in der DDR (Kommunalverfassung). Kom-
mentar, Köln 1990; Hellmut Wollmann, Regelung kom-
munaler Institutionen in Ostdeutschland zwischen „exogener
Pfadabhängigkeit“ und endogenen Entscheidungsfaktoren,
in: Berliner Journal für Sozialforschung, 5 (1995)4, S. 497-
514.
8 So fand die traditionelle „Janusköpfigkeit“ der Kreise als
kommunale Selbstverwaltung einerseits und untere staatliche
Verwaltungsbehörde andererseits Eingang in die DDR-
Kommunalverfassung. Für eine ausführlichere Darstellung
vgl. Hellmut Wollmann, „Echte Kommunalisierung“ der
Verwaltungsaufgaben: Innovatives Schlüsselkonzept für um-
fassende Funktionalreform?, in: Landes- und Kommunalver-
waltung, (1997) 4, S. 105-109.

Die Organisationsstruktur der Verwaltung in den 
Kreisen, Städten und Gemeinden war durch die
Unterteilung in „Fachorgane“ charakterisiert, die
von haupt- und zum Teil auch von ehrenamtlich
tätigen Ratsmitgliedern geleitet wurden. Die ört-
lichen Räte, die bis Ende 1989 in den kreisfreien
Städten (Stadtkreisen) aus 18 und in den Kreisen
aus 19 Mitgliedern bestanden, während für kreis-
angehörige Städte - je nach Einwohnerzahl - eine
Ratsgröße von zwischen 5 und 13 Mitgliedern vor-
geschrieben war4 , wurden aus den Reihen der ört-
lichen Volksvertretungen gewählt. Diese wurden
ihrerseits hinsichtlich Zahl und Zusammensetzung
durch die Nationale Front unter Führung der SED
festgelegt. Der Führungsanspruch der SED
machte sich darüber hinaus durch personelle Ver-
flechtungen zwischen örtlichen Räten und SED-
Kreisleitungen sowie die Besetzung wichtiger
lokaler Schlüsselpositionen durch SED-Mitglieder
und zudem dadurch geltend, daß „direkte Weisun-
gen“5 im Rahmen von Dienstbesprechungen
erteilt wurden. Während - sowohl gemessen an der
Personalstärke als auch hinsichtlich ihrer Macht-

Stellung und Handlungsfähigkeit - die Kreise und
kreisfreien Städte in der DDR die „maßgebliche
Vollzugsebene zentralistischer Lenkung, Kontrolle
und Leistungserbringung“ darstellten, kam den
kreisangehörigen Gemeinden in der Staatsorgani-
sation der DDR allenfalls eine „Kümmerfunktion“
zu6 .

2. Rechtlicher Rahmen des Umbruchs

Die rechtliche Grundlage für den Umbruch der
politisch-administrativen Strukturen auf der Kom-
munalebene wurde mit dem Inkrafttreten des
Gesetzes über die Selbstverwaltung der Gemein-
den und Landkreise der DDR am 17. Mai 1990
(Kommunalverfassung)7 geschaffen, welches noch
durch die DDR-Volkskammer verabschiedet wor-
den war und - durch den Einigungsvertrag als Lan-
desrecht der neuen Bundesländer übergeleitet -
das bis dahin geltende DDR-Gesetz über die ört-
lichen Volksvertretungen in der Fassung vom 4. Juli
1985 ablöste. Einerseits wird in diesem entschei-
denden Schritt eine Anknüpfung an die deutsche
Verfassungstradition sowie eine rechtliche Anglei-
chung an das Kommunalmodell der Bundesrepu-
blik sichtbar, die auch als rezipierende und exogen
bestimmte (pfadabhängige) Institutionalisierung
beschrieben werden kann8 . Andererseits zeugen
vor allem die basisdemokratischen und partizipa-
tiven Elemente der DDR-Kommunalverfassung
(Bürgerantrag, Bürgerentscheid, Bürgerbegeh-
ren), die eine bewußte Anknüpfung an die „fried-
liche Revolution“ des Jahres 1989 erkennen lassen,
bereits von Prozessen der Eigenentwicklung und
innovativen Abwandlung des westdeutschen
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Modells. Auch in den neuen Kommunalverfassun-
gen, die zwischen 1993 und 1994 in den Landtagen
der neuen Bundesländer verabschiedet wurden
und die als besonders markante Veränderung die
Direktwahl des Bürgermeisters sowie dessen mög-
liche Abwahl enthalten9 , findet die lokaldemokra-
tische Aufbruchstimmung der Wendezeit ihren
sichtbaren Ausdruck.

9 Vgl. Hellmut Wollmann, Institutionenbildung in Ost-
deutschland: Neubau, Umbau und „schöpferische Zerstö-
rung“, in: Max Kaase/Andreas Eisen/Oscar W. Gabriel/Os-
kar Niedermayer/Hellmut Wollmann, Politisches System,
Opladen 1996, S. 106 ff.; Hans-Ulrich Derlien, Kom-
munalverfassungen zwischen Reform und Revolution, in:
Oscar W. Gabriel/Rüdiger Voigt (Hrsg.), Kommunalwissen-
schaftliche Analysen, Bochum 1994, S. 55 ff.; Dian Schefold/
Maja Neumann, Entwicklungstendenzen der Kommunalver-
fassungen in Deutschland: Demokratisierung oder Dezentra-
lisierung?, Basel u. a. 1995; sowie Franz-Ludwig Knemeyer,
Gemeindeverfassungen, in: Roland Roth/Hellmut Wollmann
(Hrsg.), Kommunalpolitik, Politisches Handeln in den Ge-
meinden, Bundeszentrale für politische Bildung, Neuauflage,
Bonn 1998 (i. E.).
10 Vgl. Frank Berg/Martin Nagelschmidt/Hellmut Woll-
mann, Kommunaler Institutionenwandel. Regionale Fall-
studien zum ostdeutschen Transformationsprozeß, Opladen
1996; ferner Christoph Boock, Vom Bürgerforum in die
Stadtverwaltung. Erfahrungen aus Jena, in: S. Benzler/U.
Bullmann/D. Eißel (Anm. 2), S. 49-74; Dirk Meisel, Kom-
munale Selbstverwaltung im Umbruch: Entscheidungspro-
zesse in einer ostdeutschen Stadt nach der Wende, Erfurt-
Vieselbach 1995, S. 14 ff.
11 H. Wollmann (Anm. 9), S. 109.

12 Sighard Neckel, Das lokale Staatsorgan. Kommunale
Herrschaft im Staatssozialismus der DDR, in: Zeitschrift für
Soziologie, (1992) 4, S. 252-268.

3. Erosion der alten Machtstrukturen
In den Städten und Kreisen fand der politisch-insti-
tutionelle Umbruch vor allem darin sichtbar seinen
Ausdruck, daß sich als ein Resultat der Bürger- und 
Protestbewegungen lokale Runde Tische formier-
ten10, die - in der Form einer „quasi-revolutionären
Doppelherrschaft“11 - bis zu den neuen Kommu-
nalwahlen an den maßgeblichen personellen und
organisatorischen Entscheidungen beteiligt waren.
Sowohl in die Stadtverordnetenversammlungen
und Kreistage als auch in die örtlichen Räte kam
politische Bewegung zudem dadurch, daß unter
dem Druck der lokalen Bürgerbewegungen und in
Folge des massiven Protestes weiter Teile der
Bevölkerung Abgeordneten der Altparteien das
Mandat entzogen wurde und Vertreter der Bürger-
bewegung kooptiert wurden, ferner dadurch, daß
viele Abgeordnete ihr Mandat niederlegten oder
sich faktisch zurückzogen. Vielfach wurden nach
der Abwahl einzelner oder sämtlicher Ratsmitglie-
der neue Amtsträger benannt und lokale „Inte-
rimsregierungen“ gebildet. Zielte die Umbruchbe-
wegung in den Kreisen und Städten einerseits
konsensual auf die Ablösung der alten Machtstruk-
turen und die Etablierung neuer politischer Kräfte,

zeichneten sich andererseits - wie weiter unten zu
zeigen ist - auffällige lokale Varianzen in den
Umbruchpfaden sowie insbesondere hinsichtlich
des Kräfteverhältnisses zwischen alten und neuen
Akteursgruppen ab, die mithin Ausdruck einer
endogen bestimmten Eigenentwicklung in den ost-
deutschen Kommunen sind.

III. Umbruch des.kommunalen
Institutionensystems

Nach den Kommunalwahlen standen die Kommu-
nen und ihr neues, demokratisch legitimiertes
Führungspersonal zunächst vor der Aufgabe, den
paradigmatischen Umbruch vom „lokalen Staats-
organ“12 zum Aufgaben- und Institutionenmodell
der kommunalen Selbstverwaltung möglichst rasch
zu vollziehen, um handlungsfähige Verwaltungen
zur Bewältigung des akuten Problem- und Hand-
lungsdrucks zu schaffen.

1. Wandel des kommunalen Aufgaben- und
Zuständigkeitsmodells

Mit dem neuen Zuständigkeits- und Aufgabenmo-
dell wurden zunächst eine Reihe von Aufgaben
vollständig obsolet, vor allem jene, die auf der Ein-
bindung der lokalen Ebene in die zentralgesteu-
erte Staatswirtschaft basierten (z. B. Preiskon-
trolle). Zudem waren Aufgaben entsprechend der
Kompetenzverteilung im föderalen Bundesstaat
sowohl an die Landesebene (Schul-, Umwelt- und 
Landwirtschaftsverwaltung) als auch an den Bund
(Arbeits- und Finanzverwaltung) abzugeben. An-
dererseits gingen neue Aufgabenbereiche in die
Zuständigkeit der lokalen Ebene über. Das betrifft
zum einen die Zuständigkeiten der kommunalen
Selbstverwaltung, zum Beispiel die kommunale
Planungshoheit. Überdies sahen sich die ostdeut-
schen Kreise und Gemeinden aber auch mit einer
Reihe neuer Aufgaben konfrontiert, die sie im
Modus übertragener staatlicher Aufgaben als Teil
des föderalen Verwaltungssystems wahrzunehmen
hatten und die zum Teil mit der Übernahme gan-
zer Verwaltungsteile inklusive deren Personal ver-
bunden war. Beispielsweise ging das in der DDR
bei der Volkspolizei angesiedelte Paß- und Melde-
wesen in die Zuständigkeit der lokalen Verwaltun-
gen über, ebenso die zuvor als untere Behörde des
Bauministeriums organisierte Bauaufsicht (Ertei-
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lung von Baugenehmigungen)13. Schließlich hatten
die Kommunen mit dem Inkrafttreten des Kom-
munalvermögensgesetzes vom 6. Juli 199014 eine
Reihe sozialer und kultureller Einrichtungen zu
übernehmen, deren Träger in der DDR überwie-
gend andere staatliche Ebenen (Ministerien,
Bezirksverwaltungen) oder Volkseigene Betriebe
gewesen waren. Mit dieser Re-Kommunalisierung
der sogenannten nachgeordneten Einrichtungen
wurde eine massive Aufgaben-, Organisations- und 
Personallawine (siehe unten) ausgelöst, deren
Hauptlast die kreisfreien Städte zu tragen hatten.

13 Vgl. Ch. Boock (Anm. 10), S. 59.
14 Diesem Gesetz zufolge sollte „volkseigenes Vermögen,
das kommunalen Aufgaben und Dienstleistungen dient, . . .
den Gemeinden, Städten und Landkreisen kostenlos über-
tragen“ werden (§ 2 Abs. 2 Kommunalvermögensgesetz).
Vgl. Deutscher Städtetag, Städte im Aufbruch. Fünf Jahre
kommunale Selbstverwaltung in den neuen Ländern, DST-
Beiträge zur Kommunalpolitik, (1995) 21, S. 20-23.
15 Vgl. zum folgenden die Fallstudien in Kai Wegrich/
Wolfgang Jaedicke/Sabine Lorenz/Hellmut Wollmann,
Kommunale Verwaltungspolitik in Ostdeutschland, Basel
u.a. 1997.
16 Gerhard Lehmbruch, Institutionentransfer. Zur politi-
schen Logik der Verwaltungsintegration in Deutschland, in:
Wolfgang Seibel/Arthur Benz/Heinrich Mäding (Hrsg.),
Verwaltungsreform und Verwaltungspolitik im Prozeß der
deutschen Einigung, Baden-Baden 1993.

17 Vgl. Stefan Lutz/Kai Wegrich, Transformation und Mo-
dernisierung der Kommunalverwaltung in Mecklenburg-Vor-
pommern. Vom Aufbau „von oben“ zur Reform „von unten“?,
in: A. Eisen/H. Wollmann (Anm. 1), S. 260 ff.

2. Umbau der Organisationsstrukturen

Die kommunalen Akteure standen damit vor der
Aufgabe, eine dem gewandelten Zuständigkeits-
modell angemessene Aufbau- und Ablauforganisa-
tion zu schaffen. Dies bedeutete zunächst, die15

bisherige Abteilungs- und Sachgebietsgliederung
aufzulösen und aus den strukturellen und perso-
nellen Teileinheiten zusammen mit den von außen
hinzugekommenen Verwaltungsteilen und Perso-
nalstäben eine neue administrative Struktur zu
konstruieren. Charakteristisch für die Institutiona-
lisierungsprozesse in der „Gründungsphase“ war
zunächst eine dominante Grundorientierung am
westdeutschen Modell, die der Integrationslogik
des „Institutionentransfers“16 folgte. Die lokalen
Akteure orientierten sich an den Basismustern des
traditionellen administrativen Organisationsmo-
dells, insbesondere an der hierarchisch-vertikalen
Gliederung von Dezernaten und Ämtern sowie an
dem funktionalen und institutionellen Nebenein-
ander von Querschnittsämtern (Organisation, Per-
sonal, Recht, Finanzen) und Facheinheiten. We-
sentliche Orientierungspunkte boten in diesem 
Prozeß die Organisationsmodelle der Kommuna-
len Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfa-
chung (KGSt) und die Empfehlungen des Deut-
schen Städtetags, die den kommunalen Akteuren

oft auf dem Wege der Verwaltungshilfe und im
Rahmen von Städtepartnerschaften vermittelt
wurden.

3. Lokale Institutionalisierungsvarianten und
-Strategien

Ist einerseits als markantes Merkmal der Institutio-
nenbildung in Ostdeutschland herauszustellen, daß
grundlegende Muster traditionell-westdeutscher
Verwaltungsorganisation transferiert wurden, las-
sen sich andererseits in den lokalen Ausformungen
dieser Strukturvorgaben deutliche Ansätze institu-
tioneller Eigenentwicklung erkennen. So wurden
innerhalb des rezipierten organisationsstrukturel-
len Rahmens vielfältige inkrementelle (schritt-
weise) Veränderungen als Anpassungen der Dezer-
nats- und Ämterstrukturen an die Anforderungen
„vor Ort“ vorgenommen. Typischerweise veränder-
ten die Akteure Anzahl und Struktur der Dezer-
nate im Verlauf der ersten Wahlperiode mehrfach -
häufig in Reaktion auf die hohe Fluktuation des
neuen Leitungspersonals in der ersten Phase der
Transformation. Zudem lösten sich diese konkre-
ten Organisationsentscheidungen von der Bin-
dungskraft des KGSt- oder Partnerkommune-
Modells und sind maßgeblich von institutioneilen
Improvisationen bestimmt, die in der Tendenz auf
eine Straffung der - anfangs oft zu kleinteilig ausge-
stalteten - Verwaltungsstruktur hinausliefen. Mit
fortschreitender Konsolidierung der neuen Kom-
munalverwaltungen verlagerte sich zudem das
Steuerungszentrum tendenziell auf die Ebene der
hauptamtlichen Leitungskräfte in der Verwaltung
(insbesondere auf die Haupt- und Personalämter),
während die „Kommunalparlamente“, die unmit-
telbar nach der ersten Kommunalwahl und in Fort-
führung des Entscheidungsstils der Runden Tische
die lokale Arena bestimmt hatten, an Einfluß und
Entscheidungsmacht verloren17.

4. „Zweite Veränderungswelle“
Nach den paradigmatischen Umbrüchen der
„Gründungsphase“ bedeutete das Ende der ersten
Wahlperiode einen erneuten Einschnitt und unter-
brach den administrativen Konsolidierungsprozeß
der ersten Wahlperiode: Die Kommunalgesetzge-
bung der neuen Länder veränderte die institutio-
neilen Rahmenbedingungen der Kommunalver-
waltungen noch einmal erheblich und setzte die
Kreise und Städte unter einen erneuten Verände-
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rungsdruck. Vor allem für die Landkreise bedeute-
ten die seit 1994 in den neuen Bundesländern voll-
zogenen Kreisgebietsreformen praktisch eine Neu-
gründung, zum Teil in den Maßstabsstrukturen von
Großkreisen18. Räumliche Zusammenführung,
Neuaufbau und Konsolidierung der Verwaltungs-
strukturen waren neben der Neuordnung der Kreis-
infrastruktur und der kreislichen Beteiligungen die
vordringlichsten Aufgaben der neugewählten Lei-
tungskräfte. Auch auf der Ebene der kreisfreien
Städte lösten die neuen Kommunalverfassungen,
die mit Beginn der zweiten Wahlperiode in Kraft
traten, erhebliche Veränderungen aus19. Im Zusam-
menspiel mit den veränderten Machtkonstellatio-
nen in den Kommunalvertretungen führten diese
Regelungen zu einer Reduzierung der Zahl und
strukturellen Neuordnung der Dezernate.

18 Vgl. Horst Damskis, Zur Entwicklung der kommunalen
Gebietsreform in den neuen Bundesländern, Difu-Mate-
rialien 11/93, Berlin 1993 (Difu = Deutsches Institut für Ur-
banistik).
19 So sind in den neuen Gemeinde- und Landkreisordnun-
gen z. B. Regelungen zur Begrenzung der Zahl der Wahl-
beamten (Landrat bzw. Oberbürgermeister und Beigeord-
nete) enthalten.
20 Zu den folgenden Daten vgl. Thomas R. Cusack/Bern-
hard Weßels, Problemreich und konfliktgeladen: Lokale De-
mokratie in Deutschland 5 Jahre nach der Vereinigung, Ar-
beitspapier FS III 96-203, Wissenschaftszentrum Berlin für
Sozialforschung, Berlin 1996.
21 Vgl. F. Berg u.a. (Anm. 10); Zum Elitenaustausch siehe
auch den Beitrag von Hans-Ulrich Derlien in diesem Heft.
22 Vgl. ausführlich H. Wollmann (Anm. 9), S. HOff. mit
weiteren Nachweisen.
23 Vgl. Fouzieh Melanie Alamir/Frank Berg, Datenreport
Personal und Führungskräfte in den Kreisen und Kommunen

der neuen Bundesländer. KSPW-Datennacherhebung, un-
veröffentl. Ms., Humboldt-Universität Berlin 1996, S. 15; fer-
ner D. Meisel (Anm. 10).
24 Dieses Bild dürfte jedoch in den kreisangehörigen Ge-
meinden des ländlichen Raums nur zum Teil zutreffen, da
davon auszugehen ist, daß diese einen erheblichen Teil der
ehemaligen DDR-Bürgermeister wiederwählten.
25 Zur Einstellung von „Westpersonal“ vgl. Patrick Die-
kelmann, Verwaltungshilfe. Teilrecherche im Rahmen des
KSPW-Projektes „Kommunaler Institutionenwandel“, un-
veröffentl. Ms., Humboldt-Universität Berlin 1995.

IV. Personelle Auswirkungen des
politisch-administrativen Umbruchs

1. Ablösung der kommunalen Eliten

Der politische Bruch, der mit der Auflösung der
alten Räte besiegelt wurde, kam in einem weitge-
henden Elitenaustausch zum Ausdruck20, der sich
nach der Kommunalwahl vom 6. Mai 1990 in den 
kommunalen Arenen der Noch-DDR ereignete21 .
So waren etwa drei Viertel der 1990 gewählten
Kommunalvertreter „Neupolitiker“, die nach der
Wende erstmals ein politisches Mandat übernah-
men, und nur ein Viertel „Altpolitiker“, die bereits
vor der Wende eine politische Funktion, insbeson-
dere durch ein Mandat bei einer örtlichen Volks-
vertretung, innehatten . Unbeschadet zahlreicher
Mandatsniederlegungen in der ersten

22

Wahlperi-
ode23 und einer beträchtlichen Reduzierung der

Mitgliederzahlen in den Kommunalvertretungen
aufgrund veränderter kommunalrechtlicher Rege-
lungen bestätigte sich dieses zahlenmäßige Überge-
wicht der „Neupolitiker“ (mit einem Anteil von
zwei Dritteln) im Ergebnis der zweiten Kommunal-
wahlen 1993/94.

Auch bei den Verwaltungsspitzen und administra-
tiven Leitungspositionen (Landräte, [Ober-] Bür-
germeister, Beigeordnete, Dezernenten und Amts-
leiter) erfolgte - zumindest in den Landkreisen
und kreisfreien Städten - ein nahezu vollständiger
Elitenwechsel. Dieser wird vor allem darin augen-
fällig, daß fast drei Viertel der neuen (Ober-) Bür-
germeister und Landräte, über die Hälfte der Bei-
geordneten und Dezernenten und ebenfalls mehr
als die Hälfte der Amtsleiter „neupersonelle“
Amtsinhaber waren - eine Konstellation, die (bei
einer bemerkenswert hohen politischen „Überle-
bensrate“ der Landräte und [Ober-]Bürgermeister
„der ersten Stunde“) auch die zweite kommunale
Wahlperiode bestimmte24 . Während indes der
größte Teil der ehemaligen Ratsmitglieder die
Kommunalverwaltungen verließ, fand sich ein -
wenn auch deutlich geringerer - Teil der Ratsmit-
glieder in Sachbearbeiter- oder Amtsleiter-, ver-
einzelt auch in Beigeordneten- oder gar Oberbür-
germeister- oder Landratspositionen wieder. Der
Anteil westdeutscher Amtsinhaber, die vor allem
in Wirtschafts-, Finanz- oder Hauptamtsdezer-
naten eingesetzt wurden, ist dagegen unter
den neuen kommunalen Führungspersonen eher
gering; er liegt in der Regel unter 20 Prozent25 .

Ein auffallend einheitliches Gesamtbild gewinnt
die neue kommunale Elite in Ostdeutschland
dadurch, daß sie sich mehrheitlich aus Seiten- und
Quereinsteigern zusammensetzt, die nach der
Wende aus verwaltungsfremden Berufsbereichen,
insbesondere Wirtschaftsbetrieben, Bildungs- und 
Wissenschaftseinrichtungen, rekrutiert wurden
und über ein vorwiegend technisch-naturwissen-
schaftlich geprägtes Ausbildungsprofil verfügen.
Sowohl bei den Kommunalpolitikern als auch
beim administrativen Führungspersonal überwie-
gen technische, naturwissenschaftliche oder medi-
zinische Ausbildungsabschlüsse gegenüber juri-
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stisch-verwaltungsbezogenen26 , worin sich eine 
nahezu spiegelbildliche Umkehrung des Qualifika-
tionsprofils in den Kommunen der alten Bundes-
länder geltend macht.

26 Vgl. Th. R. Cusack/B. Weßels (Anm. 20).
27 Zwischen 250 und 350 Beschäftigten in den sog. Kern-
verwaltungen der kreisfreien Städte und Landkreise; dazu
kamen etwa 600 weitere Bedienstete in sog. nachgeordneten
Einrichtungen. Vgl. E Berg u. a. (Anm. 10).
28 Vgl. H. Wollmann (Anm. 9), S. 128; Gertrud Kühnlein,
Fortbildung und Personalpolitik in ostdeutschen Verwal-
tungen, Berichtsentwurf, Ms., Sozialforschungsstelle Dort-
mund 1996, S. 44 ff.
29 Bezugsjahr 1991, vgl. Sabine Lorenz/Hellmut Wollmann,
Kommunales Personal, in: R. Roth/H. Wollmann (Anm. 9).
30 Hierzu Peter Hauck-Scholz, Voraussetzungen und Fol-
gen der „Warteschleife“, in: Landes- und Kommunalverwal-
tung, (1991) 7, S. 225-228.

31 Hierzu siehe Fred Henneberger, Personalentwicklung in
den öffentlichen Verwaltungen der neuen Bundesländer, in:
Deutschland Archiv, 28 (1995) 4, S. 392-403; Manfred Weiss/
Thomas Kreuder, Das „Sonderkündigungsrecht“ nach dem
Einigungsvertrag, in: Arbeit und Recht, 42 (1994), S. 12-21.
32 So war der Personalrückgang in den ostdeutschen Kom-
munen mit einer Verdoppelung der Teilzeitquote von
13 Prozent in 1991 auf fast 27 Prozent in 1995 verbunden und
lag damit 1995 sogar höher als in den westdeutschen Kom-
munen. Vgl. S. Lorenz/H. Wollmann (Anm. 29).
33 Siehe hierzu die Fallstudien in K. Wegrich u. a.
(Anm. 15).

2. Personalentwicklung

Die personelle Situation in den ostdeutschen
Kommunen, einschließlich der kreisfreien Städte
(Stadtkreise) und Landkreise, war zur Wendezeit
zunächst dadurch charakterisiert, daß diese über
verhältnismäßig schmale Personalstäbe verfüg-
ten27 , weil ein Großteil der sozialen und kulturel-
len Einrichtungen in der DDR von überörtlichen
staatlichen Organisationen oder von Volkseigenen
Betrieben getragen wurde. Im Verlauf des organi-
satorischen und personellen Umbruchs schnellten
jedoch zwischen Mitte 1990 und Ende 1991 die
Beschäftigtenzahlen binnen weniger Monate um
ein Vielfaches - in einigen Großstädten auf 5 000
oder auch 10 00028 - empor. In diesem enormen
Anstieg der Beschäftigtenzahlen spiegeln sich vor
allem das Inkrafttreten des Kommunalvermögens-
gesetzes (vgl. Abschnitt III. 1) und damit die Fol-
gen der (Rück-)Übertragung (Re-Kommunalisie-
rung) einer Vielzahl sozialer und kultureller
Einrichtungen wider. Denn das Personal ehemals
staatlich oder betrieblich geführter Einrichtungen
ging nun auf die Kommunen, insbesondere die
kreisfreien Städte, über.

Im Ergebnis dieser gewaltigen Organisations- und
Personallawine hatten die ostdeutschen Kommu-
nen etwa doppelt so viele Beschäftigte pro 1 000
Einwohner (42) wie die westdeutschen Kommu-
nen (21), wobei vor29 allem im Sozial- und 
Gesundheitsbereich eine - gemessen an westdeut-
schen Vergleichszahlen - besonders ausgeprägte
personelle Überbesetzung zu konstatieren war. Im
Gegensatz zu den ostdeutschen Landesregierun-
gen, denen mit der sogenannten „Warteschleifen-
regelung“30 eine Möglichkeit eingeräumt worden
war, überzähliges Personal „abzuwickeln“, konn-
ten die Kommunen nur auf das (im Einigungsver-

trag niedergelegte und bis Ende 1993 verlängerte)
ordentliche Sonderkündigungsrecht31 zurückgrei-
fen, von dem sie im Ergebnis jedoch eher zurück-
haltend Gebrauch machten. Um Kündigungen
weitestgehend zu vermeiden und nicht zuletzt
unter dem Druck der lokalen Personal- und Ge-
werkschaftsvertretungen, wurde die Personal-
reduzierung, die insbesondere von den Landes-
regierungen angemahnt worden war, statt dessen
über Auflösungsverträge in Verbindung mit Abfin-
dungsangeboten und Altersübergangsgeldern so-
wie durch die Vereinbarung von Teilzeitbeschäf-
tigung32 bewerkstelligt. Darüber hinaus wurden
die kommunalen Stellenbestände ab etwa 1993
durch die Übergabe (nachgeordneter) sozialer und
kultureller Einrichtungen an freie Träger und die
Ausgliederung bzw. Privatisierung kommunaler
Eigenbetriebe entlastet. Vor besondere personal-
wirtschaftliche Probleme sahen sich vor allem die
Landkreise im Ergebnis der Kreisgebietsreformen
1993/94 gestellt, da durch die Zusammenlegung
von mitunter bis zu drei Altkreisen zu einem
neuen Großkreis gewaltige Personalüberhänge
entstanden33. Auch im Zuge der Übertragung
staatlicher Aufgaben auf die Kommunalverwaltun-
gen als Bestandteil der Funktionalreform kam es
erneut zu personellen Zuwächsen, da die Kommu-
nen eine Vielzahl staatlicher Bediensteter zu über-
nehmen hatten.

Die dramatischen personalstrukturellen Umbrü-
che und Anpassungsprozesse, die sich in den ost-
deutschen Kommunen nach der Wende ereigne-
ten, werden schließlich darin augenfällig, daß die
Zahl der Kommunalbediensteten zwischen 1991
und 1995 um ein Drittel abnahm (von 662 000 auf
438 000). Auch darin, daß die Beschäftigtendichte
auf 28 Beschäftigte pro 1 000 Einwohner in 1995
zurückging, wird eine deutliche Annäherung an
westdeutsche Vergleichsgrößen sichtbar. Anderer-
seits ist als eine hervorstechende Eigenheit der
kommunalen Personalsituation in Ostdeutschland
die Tatsache herauszustellen, daß dort nur sehr
wenig Personal verbeamtet wurde (2 Prozent des
Personalbestandes gegenüber 21 Prozent in west-
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deutschen Kommunen)34 , worin sich unter ande-
rem die zurückhaltende Verbeamtungspolitik ost-
deutscher kommunaler Dienstherren auch in
Bereichen mit hoheitlichem Aufgabenbezug (z. B.
in unteren Bauaufsichtsbehörden) geltend macht.

34 Bezugsjahr 1994, vgl. S. Lorenz/H. Wollmann (Anm. 29).
35 Christoph Reichard, Umdenken im Rathaus: Neue
Steuerungsmodelle in der deutschen Kommunalverwaltung,
Berlin 1994; vgl. zur Modernisierungsdiskussion Christoph
Reichard/Hellmut Wollmann (Hrsg.), Kommunalverwaltung
im Modernisierungsschub?, Basel u. a. 1996; Frieder Na-
schold, Ergebnissteuerung, Wettbewerb, Qualitätspolitik:
Entwicklungspfade des öffentlichen Sektors in Europa, Ber-
lin 1995; Ralf Clasen/Eckhard Schröter/Helmut Wiesenthal/
Hellmut Wollmann, Effizienz und Verantwortung. Re-
formempfehlungen für eine effiziente, aufgabengerechte und
bürgerkontrollierte Verwaltung, Humboldt-Universität Ber-
lin, Institut für Sozialwissenschaften, Berlin 1996; Hubert
Heinelt (Hrsg.), Modernisierung der Kommunalpolitik. Neue
Wege der Ressourcenmobilisierung, Opladen 1997.

36 Vgl. ausführlicher auch zu den politischen Implikationen
des Modells: Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsvereinfachung (KGSt), Das neue Steuerungsmodell:
Begründung, Konturen, Umsetzung, KGSt-Bericht 6/1993,
Köln.
37 Nach Erhebungen des deutschen Städtetages sehen
91 Prozent der ostdeutschen Kommunen im Zwang zur
Haushaltskonsolidierung den maßgeblichen Anstoß für die
Umsetzung von Modernisierungsmaßnahmen. Vgl. Deut-
scher Städtetag, Umfrage zur Verwaltungsmodernisierung,
Umdruck-Nr. K 6934, Köln 1995; ders., 2. Umfrage zur
Verwaltungsmodernisierung, Befragungsergebnisse (unver-
öffentl. Tabellen), Köln 1996.
38 Vgl. ebd. 1995; Manfred Willhöft, Modernisierungszug
der deutschen Kreise nicht mehr zu bremsen - oder Wenn
einer eine Reise tut ..., in: Der Landkreis, 66 (1996) 10,
S. 455-460.

V. Lokale Reform- und 
Modernisierungspolitik

1. Zielrichtung und Umfang der lokalen
Modernisierungspolitik

In den ostdeutschen Kommunen waren die verwal-
tungspolitischen Strategien in der „Gründungs-
phase“ vorrangig auf den Aufbau und die Kon-
solidierung traditioneller Verwaltungsstrukturen
gerichtet, während Innovationsansätze in dieser
Zeit eine untergeordnete Rolle spielten bzw. den 
administrativen Aufbauprozeß kaum berührten.
Zumal angesichts des spezifischen Problemgehal-
tes lokaler Politik in Ostdeutschland, der den Blick
auf die krisenhafte soziale und ökonomische Situa-
tion lenkte, sahen die Akteure in der Diskussion
um das „Neue Steuerungsmodell" lange Zeit eine
luxuriöse Modeerscheinung der westlichen Ver-
waltungswelt. In den westdeutschen Kommunen
hingegen verbreitete sich der international seit den
achtziger Jahren unter dem Stichwort „New Public
Management“ geführte Reformdiskurs über eine 
betriebswirtschaftlich angeleitete grundlegende
Modernisierung der öffentlichen Verwaltung seit
Beginn der neunziger Jahre „wie ein Busch-
feuer“35 . Das von der Kommunalen Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung als
deutsche Variante dieses Modernisierungsmodells
konzipierte „Neue Steuerungsmodell" zielt im
wesentlichen auf eine an Kriterien der Anreiz-
und Ergebnissteuerung orientierte Reorganisation

der Verwaltung mittels einer Rahmensteuerung
über Zielvereinbarungen (Kontraktmanagement),
einer Dezentralisierung von Ressourcenverant-
wortung und eines Berichtswesens (Controlling)36 .

Mit dem Übergreifen dieser Modernisierungsdis-
kussion auf die ostdeutsche kommunale Arena,
die nicht zuletzt durch die sich zuspitzenden Haus-
haltsengpässe motiviert war37 , wurden die Akteure
immer weniger mit einem einheitlichen Leitbild
zur Transformation der kommunaladministrativen
Institutionen konfrontiert. Insbesondere seit Mitte
der neunziger Jahre zeigte sich im Hinblick auf das
Ausmaß und den Umfang der kommunalen
Modernisierungsaktivitäten, daß - wie unter ande-
rem Umfragen des Deutschen Städtetages und
Landkreistages belegen - der Reformdiskurs in
Ostdeutschland zusehends an Boden gewonnen
hat. Gab 1994/95 etwa die Hälfte der befragten
ostdeutschen Städte (52 Prozent gegenüber 84
Prozent der westdeutschen Städte) an, Reformvor-
haben durchzuführen38 , waren es 1996 bereits 72
Prozent (gegenüber 90 Prozent in westdeutschen
Städten). Diese Tendenz in Richtung einer Anglei-
chung an die Modernisierungspraxis in den west-
deutschen Kommunen gilt vor allem für die (grö-
ßeren) Städte, während die Kreise aufgrund des
umfassenden Strukturumbruchs der Kreisneuglie-
derung - von einzelnen Vorreitern abgesehen -
der Entwicklung zunächst „hinterherliefen“.

2. Inhalte und Verlaufsmuster der Verwaltungs-
modernisierung

Typischerweise faßte die Modernisierungsbewe-
gung in den kommunalen Arenen dadurch Fuß,
daß die kommunale Diskussion hierüber zunächst
in verwaltungsinternen Projektgruppen institutio-
nalisiert wurde, in denen - oft mit der Vorgabe,
zur Lösung der Finanzkrise beizutragen - Reform-
vorschläge und erste Einführungsschritte konzi-
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piert wurden. Während die Interessenvertretungen
der Beschäftigten zumeist aktiv in diesen Projekt-
gruppen mitwirken, spielen die Ratsmitglieder eine
eher untergeordnete Rolle, so daß sich die aktu-
elle Modernisierungsbewegung als ein über-
wiegend verwaltungsintern ablaufender Prozeß
darstellt, der über formale politische Partizipati-
onsformen (Ratsbeschluß, Unterrichtung von
Fachausschüssen) zumeist nicht hinausgeht. Inhalt-
lich konzentriert sich das Reformgeschehen vor
allem auf die Einführung einzelner betriebswirt-
schaftlicher Instrumente des „Neuen Steuerungs-
modells“. Insbesondere das Konzept der Produkt-
steuerung stellt bei einer Vielzahl reformaktiver
Kommunen den Ausgangspunkt der Modernisie-
rungsprozesse etwa dergestalt dar, daß flächendek-
kende Produktkataloge erstellt oder Produktdefi-
nitionen pilotartig in ausgewählten Dezernaten
und Ämtern erprobt werden. Darüber hinaus
besteht ein wesentlicher Schwerpunkt der Moder-
nisierungspolitiken in der Einführung einer
zunächst inputorientierten Budgetierung (Budget-
zuweisung und -flexibilisierung ohne Produktbil-
dung). Häufig stehen diese Budgetierungsansätze
jedoch in unmittelbarem Zusammenhang mit
finanziellen Konsolidierungserwartungen. Da die
„Inputbudgetierung“ zudem keine umfassenden
Veränderungen in den Strukturen und Abläufen
erfordert, bleibt offen, ob mit dieser Einstiegsstra-
tegie ein finanzpolitisch verengtes Modernisie-
rungsverständnis oder der Beginn einer umfassen-
den Verwaltungsstrukturreform verbunden ist.

Durch das „Neue Steuerungsmodell" inspirierte
organisationsstrukturelle Innovationen, die den
Wegfall ganzer Hierarchieebenen nach sich ziehen
können, sind mit erheblichem Planungsaufwand,
aber auch mit den größten mikropolitischen
Widerständen verbunden und daher in Ost-
deutschland bislang nur in einigen Vorreiterkom-
munen anzutreffen39 . Andererseits deuten ver-
schiedene Fallbeispiele darauf hin, daß die
ostdeutschen Kommunen mit dem Fortschreiten
des Modernisierungsprozesses auch zunehmend
organisationsstrukturelle Innovationen planen und
umsetzen. Neben Strukturreformen auf der Ebene
einzelner Fachbereiche und dem Aufbau von Con-
trolling-Einheiten zur Steuerung der Facheinheiten
und/oder der kommunalen Beteiligungen lassen
sich erste Ansätze einer umfassenden Reorganisa-
tion der Gesamtverwaltung durch die Einführung

39 So ging aus der Studie des Deutschen Städtetages hervor,
daß 1994/95 in gerade sechs der 126 angeschriebenen ost-
deutschen Städte und 1996 in sogar nur fünf Städten Um-
strukturierungen im Bereich „Personal/Organisation" bereits
umgesetzt wurden.

40 Zum konzeptionellen Hintergrund vgl. Chr. Reichard
(Anm. 35); zu empirischen Beispielen siehe K. Wegrich u. a.
(Anm. 15).
41 Chr. Reichard (Anm. 35), S. 68.

eines sogenannten Fachbereichsmodells oder von
Konzern- und Holdingelementen40 beobachten.

Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß der
Modernisierungsprozeß in den ostdeutschen
Kommunen noch am Anfang steht und zwei Jahre
nach dem Ende des politisch-administrativen
Transformationsprozesses noch kein erneuter
grundlegender Umbau der Verwaltung erwartet
werden konnte. Die teilweise rückblickend geäu-
ßerte Kritik, im Zuge des Institutionentransfers
seien „veraltete zentralistische westliche Verwal-
tungsmodelle in ostdeutsche Kommunen“41 einge-
führt worden, trifft empirisch zu. Jedoch bot die
durch Zeit- und Wissensknappheit und ein hohes
Maß an Unsicherheit geprägte Transformations-
situation keine gute Gelegenheitsstruktur für
Innovationen. Andererseits ist seit 1995 eine 
zunehmende Angleichung der Reformpraxis in
ostdeutschen Kommunen an den westdeutschen
Modernisierungsstand erkennbar. Die ostdeut-
schen Akteure haben mit dem pragmatischen Ein-
stieg in die Reformpraxis über kleinteilige Inno-
vationsschritte eine bemerkenswerte Flexibilität
bewiesen. Als Schlüsselproblem des weiteren
Reformprozesses bleibt jedoch die bislang wenig
entwickelte politische Steuerung der lokalen
Modernisierungsansätze durch die Kommunalver-
tretungen bestehen.

VI. Zur Handlungs- und Leistungs-
fähigkeit der neuen kommunalen

Institutionen

Lassen die vorliegenden empirischen Befunde zur
Institutionenbildung und beginnenden Moderni-
sierungsbewegung in den ostdeutschen Kommu-
nen einerseits den Schluß zu, daß die institutio-
nelle Transformation weitgehend zum Abschluß
gekommen ist und es nunmehr zunehmend um
eine Konsolidierung, Optimierung und auch ver-
stärkt um eine innovative Umgestaltung der Ver-
waltungsstrukturen geht, stellt sich andererseits
die Frage, welche Auswirkungen der umfassende
Institutionen- und Personalumbruch auf das Han-
deln der Akteure und damit die Handlungsfähig-
keit der neuen kommunalen Institutionen hatte.
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Als neuralgische Dimension des Verwaltungshan-
delns soll dabei zum Abschluß dieses Beitrags das
Problem der Rechtsanwendung herausgegriffen
werden.

Einerseits ist daran zu erinnern, daß das Recht in
der DDR eine allenfalls untergeordnete Rolle
spielte. Die Handlungspraxis in der Verwaltung
war stärker durch „Billigkeitsdenken“ und situa-
tive Einzelfallentscheidungen nach politischen
Machbarkeitskriterien42 gekennzeichnet, weniger
durch stringentes Rechtsbindungsdenken. Dies ist
offensichtlich eine (von mehreren) Ursachen dafür
gewesen, daß die Rechtsqualität der Verwaltungs-
entscheidungen ostdeutscher Verwaltungen in der
Anfangszeit deutlich hinter westlichen Standards
zurückblieb43 . Rechtskenntnisse sowie praktische
Fertigkeiten der Rechtsanwendung mußten im
Rahmen der Beratungstätigkeit durch die westli-
chen Partnerkommunen, auf dem Wege berufsbe-
gleitender Fortbildungsprogramme44 und zum gro-
ßen Teil auch durch „learning on the job“ zunächst
einmal angeeignet werden.

42 Zum „Rechtsnihilismus“ in der DDR vgl. Heidrun Pohl,
Entwicklung des Verwaltungsrechts, in: Klaus König (Hrsg.),
Verwaltungsstrukturen in der DDR, Baden-Baden 1991,
S. 236 f.: W. Bernet/H. Lecheier (Anm. 2), S. 40.
43 So die Einschätzung von Verwaltungsrichtem „der er-
sten Stunde“, die zum Teil angaben, in der frühen Aufbau-
phase über die Hälfte der Verwaltungsbescheide rechtlich
beanstandet zu haben. Vgl. Eckhard Schröter, Institutionelle
Entwicklung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in den neuen
Bundesländern, KSPW-Expertise, unveröffentl. Ms., Hum-
boldt-Universität Berlin 1996.
44 Zur Fortbildung des Verwaltungspersonals in Ost-
deutschland nach der Wende vgl. ausführlich Petra Füssgen/
Cornelia Grundmann, Fortbildung im Rahmen der deutschen
Einheit - sind wir auf dem richtigen Weg?, in: Verwaltung und
Fortbildung, 21 (1993) 1, S. 3-25; Gertrud Kühnlein Verwal-
tungshilfe durch Fortbildung - Erwartungen und Um-
setzungsverfahren auf kommunaler Ebene, in: Dieter Gru-
now (Hrsg.), Verwaltungstransformation zwischen politischer
Opportunität und administrativer Rationalität, Bielefeld
1996; G. Kühnlein (Anm. 28).
45 So die Einschätzungen kompetenter Beobachter mit
Blick auf die Rechtsqualität von Baugenehmigungsent-
scheidungen. Zu optimistischen Prognosen geben auch die
Einschätzungen mehrerer Präsidenten von Verwaltungsge-
richten in den neuen Ländern Anlaß, vgl. E. Schröter
(Anm. 43).

46 Vgl. Hans-Ulrich Derlien/Stefan Löwenhaupt, Verwal-
tungskontakte und Institutionenvertrauen, in: H. Wollmann
u. a. (Anm. 3), S. 417-472.
47 Vgl. die zahlreichen Beiträge von Eisold zum Aufbau der
Finanzverwaltung in den neuen Ländern, z. B. Peter Eisold,
„Steuerbeamte“ in der DDR - woher nehmen?, in: Deutsche
Steuerzeitung, (1990) 13-14, S. 328-329; ders., Finanzämter
funktionieren - kein Chaos in den Finanzämtern der Ex-
DDR, in: Deutsche Steuerzeitung, (1991) 9, S. 259-261; ders.,
Thüringer Finanzämter selbstbewußt, in: Deutsche Steuer-
zeitung, (1996) 4, S. 105-108.
48 Vgl. Dieter Grunow, Lernprozesse und Performanz-
Entwicklung in der Verwaltung der neuen Bundesländer.
Beobachtungen und Bewertungen aufgrund einer em-
pirischen Untersuchung der Verwaltungshilfe in Branden-
burg. KSPW-Expertise, vervielf. Ms., Juli 1996, S. 14.
49 Dies zeigen Untersuchungen aus dem Bau- und Pla-
nungsbereich sowie aus dem Bereich der Wohnungspolitik,
vgl. Dirk Meisel, Zwischen Restriktion und Anpassungs-
flexibilität (Diss.), Opladen 1997.

Andererseits hatte die rechtliche Regelungslogik
zweifellos erhebliche rollen- und verhaltenskondi-
tionierende Wirkung - vermutlich auch dann,
wenn ein entsprechendes Vertrauen in die Steue-
rungsfunktion des Rechts unter den Akteuren
noch wenig Wurzeln geschlagen hatte. Dies bele-
gen unter anderem die zügige Angleichung der
Rechtsanwendungsqualität in vielen Verwaltungs-
bereichen an westliche Normalität45 . Als ein weite-
res (ergänzendes) Indiz für den voranschreitenden

Anpassungs- und Einübungsprozeß kann zudem
der empirische Befund angeführt werden, daß die
ostdeutsche Bevölkerung als Verwaltungsklienten
die Leistungsfähigkeit der administrativen Institu-
tionen im zeitlichen Verlauf zunehmend positiv
einschätzt und ein Institutionenvertrauen entwik-
kelte, das sich in seinen Grundzügen an das der
Westdeutschen angeglichen hat46 . So gibt es insge-
samt keinen Zweifel daran, daß das ostdeutsche
Institutionensystem mittlerweile bemerkenswert
gut funktioniert, worin der massive Professionali-
sierungsprozeß sichtbar wird, der seit der Wende
stattgefunden hat47 .

Schließlich gibt es Anhaltspunkte dafür, daß sich
ein spezifisch ostdeutsches Handlungs- und Imple-
mentationsmodell zu formieren beginnt, das durch
einen flexibleren und pragmatischeren Zugriff auf
das Recht gekennzeichnet ist48 . Hierin könnten sich
- so ist zu vermuten - zum einen die Handlungs-
orientierungen der (technisch-naturwissenschaft-
lich ausgebildeten) Seiten- und Quereinsteiger
sowie andererseits die Entscheidungsstrategien
und -routinen, die die Akteure in der DDR erwor-
ben und verinnerlicht haben, nicht zuletzt aber
auch die besondere Anforderungsstruktur und der
Problemdruck der Transformationssituation gel-
tend machen. So wird den lokalen Rechtsanwen-
dern mitunter ein besonderes Maß an Anpassungs-
flexibilität deshalb abverlangt, weil das - in seinen
Grundmustern transferierte - gesetzgeberische
Modell vielfach auf das zu lösende (ostdeutsche)
Problem nicht paßt49 . Der handlungspragmatische
Umgang mit den Rechtsvorschriften hat dabei oft
die Funktion, bestehende Regeln gezielt an die spe-
zifisch ostdeutschen bzw. lokalen Problemsituatio-
nen anzupassen und dabei „Grauzonen“ geltenden
Rechts bewußt zu nutzen.
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VII. Schluß

Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß der
politisch-administrative Transformationsprozeß ei-
nerseits stark durch die Integrationslogik des als
Beitritt nach § 23 GG vollzogenen Einigungspro-
zesses bestimmt war. die vor allem in der Anfangs-
phase in einer weitgehenden Rezeption des west-
deutschen Institutionenmodells ihren sichtbaren
Ausdruck fand. Andererseits werden in den
lokalen Ausformungen dieses Modells und den
variierenden Institutionalisierungsstrategien wich-
tige Dimensionen einer ostdeutschen Eigenent-
wicklung augenfällig. Die neueren Modernisie-
rungsprojekte, die zum Teil über das traditionell-
bürokratische Organisations- und Handlungsmo-

dell hinausgreifen, lassen zudem deutliche Ansätze
institutioneller Innovation erkennen. Um Aussa-
gen über den Erfolg des Institutionentransfers tref-
fen zu können, stellt sich mit fortschreitender Kon-
solidierung der Verwaltungsstrukturen verstärkt
die Frage nach der Handlungs- und Leistungs-
fähigkeit der neuen kommunalen Institutionen.
Dabei zeigt sich einerseits, daß es auffällige
Angleichungstendenzen ostdeutscher Handlungs-
praktiken an westdeutsche Vollzugsmuster und
Performanzen gibt. Andererseits deutet einiges
darauf hin, daß die ostdeutschen kommunalen
Akteure eine spezifische Handlungs-, Rechtsan-
wendungs- und Entscheidungspraxis auszubilden
beginnen, die in scharfem Kontrast zu dem nach
wie vor bürokratisch-legalistisch akzentuierten
Vollzugsmodell westdeutscher Prägung steht.
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Hans-Ulrich Derlien: Elitezirkulation in Ostdeutschland 1989-1995

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/98, S. 3-17
Im Beitrag wird erstens untersucht, in welchen Intervallen sich die Implosion der Machtelite unter
Erich Honecker vollzog und inwiefern Karrierekontinuität zwischen dem Ancien regime und den
Transitionseliten unter Hans Modrow und Lothar de Maiziere bestand. Die Wahlen im März 1990
riefen zwar in vielen Sektoren eine stärkere personelle Erneuerung hervor als der Aufstieg der
systemkonformen Gegenelite unter Modrow, aufgrund des Wahlergebnisses konnte sich die system-
kritische Gegenelite der DDR jedoch nur partiell etablieren.

Zweitens wird für die Zeit seit 1990 deutlich, daß Karrierefortsetzungen der Transitionselite in den
Parlamenten und Regierungen sowie in Verwaltung, Justiz und Medien die Ausnahme sind. Repro-
duktion der Eliten aus dem zweiten Glied wie in Rußland hat es nicht gegeben.

Drittens wird zur Erklärung der beobachteten Unterschiede zwischen diesen Elitesektoren die Diffe-
renzierung eines privaten vom öffentlichen Sektor und die Unterscheidung zwischen Delegations-
und Ernennungseliten eingeführt: In den Delegationseliten der Politik und des Verbände-Systems
sind die neuen Bundesländer heute - personell erneuert - angemessen repräsentiert. Hingegen wur-
den die Ernennungseliten in den nicht abgewickelten DDR-Institutionen personell „gesäubert“ und
die Vakanzen ebenso geschlossen, wie die neuen öffentlichen Institutionen auf Landesebene besetzt
wurden: per Eliteimport aus dem Westen. Dabei wurde ein doppelter Rangeffekt sichtbar: Je höher
eine Position in der Hierarchie angesiedelt ist, desto wahrscheinlicher ist sie mit Westdeutschen
besetzt; je niedriger die Ebene im Staatsaufbau (Kommunen) oder je peripherer die Organisation
im privaten Bereich (z. B. Regionalpresse, mittlere Unternehmen in der Nachfolge von Kombina-
ten) ist, desto höher ist der Anteil Ostdeutscher und damit die Möglichkeit einer Karrierefortset-
zung aus dem mittleren Management.

Hellmut Wollmann: Um- und Neubau der politischen und administrativen Landesstruk-
turen in Ostdeutschland

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/98, S. 18-28
Die Aufmerksamkeit des Autors gilt zum einen der Gründungsphase, die mit der Neubildung der
fünf ostdeutschen Länder nach der Vereinigung am 3. Oktober 1990 einsetzte. Teils wurden völlig
neue Organisations- und Personalstrukturen (so insbesondere die Ebene der Landesregierung
selbst) geschaffen, überwiegend aber die vom DDR-Staat übernommenen (und nicht „abgewickel-
ten“) Organisations- und Personalteile in die neuen Landesbehörden auf der mittleren und unteren
Ebene „eingeschmolzen“. In dieser Um- und Neubauphase spielten die Organisationsmodelle und
-erfahrungen des jeweiligen westdeutschen Partnerlandes und dessen personelle Verwaltungshilfe
(„Leihbeamte“) eine bestimmende Rolle.

Zum andern hebt der Aufsatz die zweite institutionelle Veränderungswelle (Kreisgebiets-, Gemein-
deorganisations- und einsetzende Funktionalreform) hervor, die ab 1992 die Verwaltungsstrukturen
ein weiteres Mal tiefgreifend umgestaltete. Abschließend werden beobachtbare Stärken und Schwä-
chen im Um- und Neubau der Landesverwaltung erörtert.



Sabine Lorenz/Kai Wegrich: Lokale Ebene im Umbruch: Aufbau und Modernisierung
der Kommunalverwaltung in Ostdeutschland

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/98, S. 29-38
Der Systemwechsel in der DDR führte auch auf lokaler Ebene zu umwälzenden Veränderungen des
politischen Institutionensystems. Die ostdeutschen Kommunen haben im Zuge des Neubaus der
Verwaltungs- und Politikstrukturen institutionelle Umbruchprozesse, die sich in den westdeutschen
Kommunen in vierzig Jahren abspielten, in wenigen Jahren bewältigt. Auf den fundamentalen
Umbau der zentralistischen DDR-Staatsorganisation zur Integration in das föderative System der
Bundesrepublik folgten weitere Veränderungsschübe, die durch neue Kommunalverfassungen der
ostdeutschen Bundesländer, die Kreisgebietsreformen und die unter dem Stichwort „Neues Steue-
rungsmodell" geführte Verwaltungsmodernisierungsdebatte ausgelöst wurden.

Die Entwicklungsdynamik des Umbruchs auf lokaler Ebene seit 1990 war einerseits stark durch den
Transfer des westdeutschen Institutionenmodells bestimmt. Andererseits werden in lokalen Ausfor-
mungen des Modells spezifisch ostdeutsche Eigenentwicklungen erkennbar. Zudem wurden seit
1995 die Bemühungen zur Modernisierung der kommunalen Verwaltungsstrukturen verstärkt und
damit Ansätze institutioneller Innovationen sichtbar. Schließlich deuten erste empirische Befunde
zur Handlungs- und Leistungsfähigkeit der neuen kommunalen Institutionen darauf hin, daß die ost-
deutschen Akteure eine spezifische Handlungs-, Rechtsanwendungs- und Entscheidungspraxis aus-
zubilden beginnen.
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